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77. Sitzung 

Bonn, den 8. März 1978 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Von den in Drucksache 8/1435 aufgeführten EG-Vorlagen sind 
als Drucksachen verteilt die 

Nr. 17 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Bestim-
mung des Ursprungs von Textilwaren der Kapitel 51 und 53 bis 
62 des Gemeinsamen Zolltarifs 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Ur-
sprungsnachweise für die Textilwaren der Kapitel 51 und 53 bis 
62 des Gemeinsamen Zolltarifs bei der Einfuhr in die Gemein-
schaft sowie die Voraussetzungen, unter denen diese Nachweise 
anerkannt werden können 

als Drucksache 8/1556 

Nr. 54 

Entwurf einer Empfehlung des Rates an die Mitgliedstaaten be-
treffend Verfahren zur Berechnung der Umweltschutzkosten der 
Industrie  

als Drucksache 8/1555. 

Von den in Drucksache 8/1477 aufgeführten EG-Vorlagen sind 
als Drucksachen verteilt die 

Nr. 4 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 
des Rates vom 20. Dezember 1968 zur Verpflichtung der Mitglied-
staaten der EWG, Mindestvorräte an Erdöl und/oder Erdöler-
zeugnissen zu halten 

als Drucksache 8/1557 

Nr. 13 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung 
einer Arbeitskostenerhebung in der Industrie, im Groß- und 
Einzelhandel, Bank- und Versicherungsgewerbe 

als Drucksache 8/1560 

Nr. 14 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung 
einer Erhebung über Struktur und Verteilung der Löhne und 
Gehälter im Groß- und Einzelhandel, Bank- und Versicherungs-
gewerbe 

als Drucksache 8/1558 

Nr. 15 

Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über gemeinsame Vol-
schriften für Werkzeugmaschinen und für gleichartige Maschinen 
zur Bearbeitung von Metallen, Holz, Papier und sonstigen Werk-
stoffen 

Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über handgeführte motor-
getriebene Schleifmaschinen 

als Drucksache 8/1559. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen hat mit Schreiben vom 23. Februar 
1978 im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt und dem Bun-
desminister für Wirtschaft die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Wohlrabe, Dr. Sprung, Dr. Jenninger, Dr. Häfele und der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Zahlungen an die DDR und die an-
deren Ostblockstaaten sowie Warenaustausch mit der DDR und 
den anderen Ostblockstaaten in den Jahren 1970 bis 1977 ein-
schließlich (Drucksache 8/1496) beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache 8/1554 verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 2. März 1978 die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Warnke, Dr. Waigel, Röhner, Spilker, Dr. von War-
tenberg, Dr. Stavenhagen, Dr. Kunz (Weiden), Engelsberger, Dr. 
Friedmann, Niegel, Kiechle, Glos, Hartmann, Höffkes, Regens-
purger, Metz, Frau Pieser, Frau Will-Feld, Schröder (Lüneburg) 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU Faktenbericht 1977 
zum Bundesbericht Forschung, hier: Regionale Verteilung der 
Zuwendungen des Bundesministeriums für Forschung und Tech-
nologie (BMFT) an Unternehmen der Wirtschaft 1974 bis 1976 
(Drucksache 8/1116, S. 183 ff.) (Drucksache 8/1523) beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache 8/1576 verteilt. 

Der Staatssekretär beim Bundesminister der Justiz hat mit 
Schreiben vom 2. März 1978 die Kleine Anfrage der Abgeordne-
ten Dr. Lenz  (Bergstraße), Erhard (Bad Schwalbach), Regenspur-
ger, Krey, Dr. Langguth, Dr. Miltner, Spranger, Broll, Dr. Laufs, 
Volmer, Berger, Dr. Jentsch (Wiesbaden) und der Fraktion der 
CDU/CSU Verhalten von Personen, die terroristischer Gewalt-
taten verdächtigt oder deswegen verurteilt wurden, nach ihrer 
Haftentlassung (Drucksache 8/1522) beantwortet. Sein Schreiben 
ist als Drucksache 8/1575 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für . 
 Arbeit und Sozialordnung hat mit Schreiben vom 2. März 1978 

die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. George, 
Schedl, Franke, Frau Dr. Wilms, Rühe, Tillmann, Frau Benedix, 
Daweke, Neuhaus, Frau Berger (Berlin), Dr. Rose, Dr. Kunz 
(Weiden), Dr. Stavenhagen, Pohlmann, Kroll-Schlüter, Höpfin-
ger, Dr. Becker (Frankfurt), Dr. Laufs, Regenspurger, Biehle, Dr. 
Möller, Dr. Stark (Nürtingen), Würzbach, Dr. Jenninger, Niegel 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU betr. Überprüfung 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes im Hinblick auf die in der An-
wendungspraxis aufgetretenen Probleme (Drucksache 8/1519) be-
antwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/1574 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen hat mit Schreiben vorn 3. März 1978 
nach Abstimmung mit dem Bundeskanzleramt, dem Auswärtigen 
Amt, den Bundesministern des Innern, der Justiz, der Finanzen 
und für Verkehr sowie der Landesvertretung Berlin die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Kunz (Berlin), Straßmeir, Dr. Marx, 
Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), Kittelmann, Luster, Dr. Pfen-
nig, Sick, Dr. Waffenschmidt, Lagershausen, Frau Hoffmann 
(Hoya), Dreyer, Tillmann, Hanz, Milz, Jäger (Wangen), Feinen-
degen, Lemmrich, Böhm (Melsungen), Sauer (Salzgitter), Dr. 
Hennig, Baron von Wrangel, Dr. Köhler (Wolfsburg), Dr. Abe-
lein, Lintner, Graf Huyn, Klein (München), Niegel, Amrehn, Dr. 
Stercken, Regenspurger, Reddemann, Dr. Todenhöfer, Graf Stauf-
fenberg und der Fraktion der CDU/CSU Vertragswidrige Kon-
trollen und Behinderungen auf den Transitstrecken von und nach 
Berlin (Drucksache 8/1521) beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache 8/1582 verteilt. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 8/1573 — 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Bildung und Wissenschaft auf. Die Fragen 1 
und 2 sollen auf Wunsch des Fragestellers, des 
Herrn Abgeordneten Wolfgramm, schriftlich beant-
wortet werden. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wirtschaft. Zur Beantwortung steht 
uns der Herr Parlamentarische Staatssekretär Grü-
ner zur Verfügung. 
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Vizepräsident Stücklen 
Ich rufe die Frage 3 des Herrn Abgeordneten 

Kittelmann auf: 
Wie, sieht die Bundesregierung die Entwicklung der Reallöhne 

in den letzten drei Jahren, und welche Bedeutung mißt sie 
deren Höhe und Entwicklung für wirtschaftliches Wachstum und 
Beschäftigung bei? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Präsident, ich würde gerne, 
wenn Sie erlauben, die beiden von Herrn Abgeord-
neten Kittelmann eingebrachten Fragen im Zusam-
menhang beantworten. 

Vizepräsident Stücklen: Sind Sie einverstanden? 

Kittelmann (CDU/CSU) : Ich würde es begrüßen, 
wenn sie einzeln beantwortet werden könnten. Ich 
habe aber grundsätzlich auch nichts gegen eine ge-
meinsame Beantwortung. 

Vizepräsident Stücklen: Sie haben dann trotzdem 
vier Zusatzfragen. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Das ist mir bekannt. 

Vizepräsident Stücklen: Dann rufe ich noch die 
Frage 4 des Herrn Abgeordneten Kittelmann auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwicklung und die 
Höhe der Lohnstückkosten in der Bundesrepublik Deutschland 
absolut im Verhältnis zu den wichtigsten Handelspartner n . und 
welchen Stellenwert mißt sie ihnen für Wachstum und Be-
schäftigung bei? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Reallöhne in der Bundesrepublik Deutschland stie-
gen in den drei Jahren von 1975 bis 1977 insgesamt 
brutto um 6 1/2 % , netto und unter Einschluß der 
Kindergeldreform von 1975 um knapp 6 %. Die Net-
tolöhne stellen eine wichtige Einkommensquelle für 
den privaten Verbrauch dar, der mit zirka 55 % des 
Bruttosozialprodukts den größten Anteil aller Nach-
fragekomponenten hat. Im Anstieg der Reallöhne 
sieht die Bundesregierung daher einen wichtigen 
Faktor für Wachstum und Beschäftigung. Geht der 
Anstieg der Bruttolöhne und -gehälter jedoch über 
den Produktivitätsanstieg hinaus, erhöhen sich die 
Lohnstückkosten in der Volkswirtschaft. Bei be-
grenztem Überwälzungsspielraum geht der Lohn-
stückkostenanstieg zu Lasten der Unternehmens-
erträge und führt damit zu einer Beeinträchtigung 
der Investitionsfähigkeit und -bereitschaft. Dabei 
fällt nicht nur kurzfristig Investitionsnachfrage aus, 
die Wachstum und Beschäftigung unmittelbar beein-
flußt; auch mittelfristig verschlechtern sich die 
Wachstums- und Beschäftigungsmöglichkeiten we-
gen des dann verminderten Anstiegs des Produk-
tionspotentials. 

In den letzten drei Jahren stiegen die Lohnstück-
kosten in der Gesamtwirtschaft um insgesamt zirka 
12 1 /2 % an. Im internationalen Vergleich liegt die 
Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland da-
mit am unteren Ende der Skala. Anders sieht es da-
gegen aus, wenn man die eingetretenen Wechsel-
kursveränderungen berücksichtigt. Durch die Hö-
herbewertung der D-Mark stiegen die Lohnstück-
kosten, ausgedrückt in einer einheitlichen Wäh-
rungseinheit, in der Bundesrepublik Deutschland  

stärker an als in einer Reihe von Partnerländern, 
insbesondere gegenüber den USA. Daher ist bei, 
einem wichtigen Wettbewerbsfaktor eine Ver-
schlechterung eingetreten. Es gilt daher gesamtwirt-
schaftlich stets zwischen der Kosten- und der Nach-
fragewirkung von Lohnerhöhungen abzuwägen, wie 
die Bundesregierung im letzten Jahreswirtschafts-
bericht betont. Dabei sieht sie in der gegenwärtigen 
Situation stärkere Risiken in einer zu starken als 
in einer zu niedrigen Lohnerhöhung. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Darf ich dann davon aus-
gehen, daß nach Ihren Ausführungen die Aussage 
des Wirtschaftspolitikers Koschnick, daß die Arbeit-
nehmer zur Zeit einen nackten, brutalen Klassen-
kampf von oben erleben — Koschnick fordert dazu 
auf, bei Zahlen von 3,5 % oder Zahlen in dieser Grö-
ßenordnung eine solidarische Antwort zu geben —, 
nicht in das Konzept der Bundesregierung paßt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
sehe keinen Zusammenhang dieser Zusatzfrage mit 
der hier beantworteten Frage nach den Wirkungen 
der Reallohnsteigerungen auf Beschäftigung und 
Wachstum. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Würden Sie den Zusam-
menhang auch angesichts dessen nicht erkennen, 
daß in den Lohndiskussionen der letzten Zeit und 
auch im Jahreswirtschaftsbericht Lohnsteigerungen 
genannt wurden, denen sich die Bundesregierung im 
Prinzip angeschlossen hat, die sich nicht sehr weit 
von der Zahl bewegen, die Herr Koschnick als einen 
brutalen Klassenkampf von oben bezeichnet hat? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat immer wieder deutlich gemacht, daß sie sich zu 
Tariflohnerhöhungen nicht im Sinne von Leitlinien 
äußert. Sie hat in ihrem gesamtwirtschaftlichen Kon-
zept die Voraussetzungen genannt, unter denen das 
Ziel eines Wachstums des Bruttosozialprodukts um 
3 1/2 °/o real erreichbar erscheint. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Nachdem Sie mir in der 
zweiten Frage, wie ich es empfunden habe, doch in 
einer kritischen Würdigung recht gegeben haben, 
darf ich Sie fragen, ob Sie den schlichten Satz, die 
Reallohnposition habe sich in der Bundesrepublik 
Deutschland seit 1975 nicht gebessert — das ist ja 
von seiten der sozialliberalen Koalition vor kurzem 
geäußert worden —, für eine zu harte Kritik an der 
Wirtschaftspolitik der augenblicklichen SPD/FDP-  
Koalition halten oder aber für eine Bemerkung, aus 
der wirtschaftspolitischer Unsachverstand spricht. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Mir ist keine Äuße-
rung bekannt, es habe seit 1975 keine Reallohnstei- 
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gerung gegeben. Ich habe diese Reallohnsteigerung 
in der Antwort auf Ihre Frage hier beziffert. 

Vizepräsident Stücklen: Die letzte Zusatzfrage, 
bitte. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Würde es Ihnen denn 
hilfreich sein, wenn in der Öffentlichkeit dieser 
Äußerung, die in der letzten Wirtschaftsdebatte hier 
im Deutschen Bundestag von dem Wirtschaftspoliti-
ker Dr. Jens gemacht wurde, widersprochen und ge-
sagt würde, daß dies keine wirtschaftspolitische Aus-
sage ist, die von der Bundesregierung getragen wer-
den kann? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe nur auf das Faktum hinzuweisen, wie die Real-
lohnsteigerungen gewesen sind. Das ist die Hal-
tung der Bundesregierung. Daß wir dies auch sehr 
positiv bewerten, möchte ich noch hinzufügen — 
ungeachtet der Tatsache, daß sich die angegebene 
Reallohnsteigerung in der Gewichtung natürlich auf 
die einzelnen Jahre unterschiedlich verteilt hat. 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Da ich keine Zu

-

satzfrage mehr habe, —) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, dann 
gibt es auch keine Debatte mehr. — Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Breidbach. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann 
sich die Bundesregierung vorstellen, daß die Sorge, 
die Sie gerade im Hinblick auf zu starke Reallohn-
steigerungen und im Hinblick auf eine zu starke 
Erhöhung der Lohnstückkosten dargelegt haben, das 
Motiv des hessischen Wirtschaftsministers, Karry, 
war, unter Mißachtung der Tarifautonomie einen 
Lohnstopp mit der Zielsetzung zu fordern, langfristig 
zu Lohnzuwachsraten zu kommen, die weit unter 
dem liegen, was die Tarifpartner in den ersten Ab-
schlüssen vereinbart haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hat im Jahreswirtschaftsbericht 
und in der Debatte darüber sehr deutlich zum Aus-
druck gebracht, daß sie die Kaufkraftfunktion der 
Löhne ebenso sieht. Auf der Grundlage dieser Über-
legungen haben wir unseren Jahreswirtschaftsbe-
richt und unsere Erwartungen hinsichtlich des er-
reichbaren Wachstums dem Parlament dargelegt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Breidbach. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf 
ich Ihrer Antwort entnehmen, daß die Bundesregie-
rung zu der Auffassung des hessischen Wirtschafts-
ministers in dieser konkreten Frage überhaupt keine 
Meinung hat? Denn nur so kann ich Ihre Antwort 
interpretieren. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kenne diese Äu-
ßerung des hessischen Wirtschaftsministers nicht. 

Aber die Bundesregierung hat, wie Sie hier in der 
Debatte über den Jahreswirtschaftsbericht sicher 
verfolgt haben, nicht den Standpunkt vertreten, daß 
etwa eine Lohnpause in die wirtschaftspolitische 
Landschaft passen würde. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Pieroth. 

Pieroth (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, zur Erleichterung der Tarif-
verhandlungen schnellstmöglich die Gewinn- und 
Kapitalbeteiligung der Arbeitnehmer zu begünsti-
gen, die durch Tarifvertrag oder Betriebsverein-
barung herbeigeführt wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Dazu ist die Bundes-
regierung bereit. Ich weise aber darauf hin, daß sehr 
viel weitergehende und sehr viel wirksamere Maß-
nahmen in Form der Steuerentlastungen, die am 
1. Januar 1978 in Kraft getreten sind, vom Parlament 
schon beschlossen sind. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Pieroth (CDU/CSU) : Würden Sie, Herr Staatsse-
kretär, da Sie dazu bereit sind, dann der Meinung 
,des Wirtschaftspolitikers Dr. Jens widersprechen, 
der sagte, daß eine solche Initiative in dieser Sache 
zur Zeit völlig fehl am Platze sei? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wenn eine solche 
Äußerung gefallen sein sollte, was ich nicht weiß, 
würde ich ihr widersprechen und darauf hinweisen, 
daß die Bundesregierung in ihrer Regierungserklä-
rung solche Initiativen angekündigt hat. 

(Pieroth [CDU/CSU] : Ausweislich des Pro

-

tokolls vom 23. Februar!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Spöri. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, teilt die Bun-
desregierung auf Grund der von Ihnen zitierten 
Entwicklung der Lohnstückkosten mit mir die Auf-
fassung, daß sich die deutschen Gewerkschaften in 
der Vergangenheit in einem Grade darum bemüht 
haben, gesamtwirtschaftliche Entwicklungen in die 
Tarifrunden mit einzubeziehen, wie das in keinem 
Vergleichsland der Fall war? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wir haben immer 
betont, daß, über einen größeren Zeitraum hinweg 
betrachtet, die deutschen Gewerkschaften aus der 
Sicht der Bundesregierung eine verantwortungs-
bewußte, im Interesse des Gemeinwohls liegende 
Lohnpolitik betrieben haben, die den gesamtwirt-
schaftlichen Erfordernissen im ganzen Rechnung 
getragen hat. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Spöri. 
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Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, hält die Bun-
desregierung eine außenwirtschaftliche Strategie 
für sinnvoll und realisierbar, die davon ausgeht, 
daß die aus dem Dollarverfall entstehenden Ver-
teuerungseffekte für inländische Waren auf aus-
ländischen Märkten durch nationale Lohnverzichte 
kompensiert werden können? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
haben bereits im Rahmen des Jahreswirtschafts-
berichts sehr deutlich gemacht, was wir in dieser 
konkreten Lage auch vor dem Hintergrund der Ab-
wertung des Dollars und ihrer außenwirtschaftlichen 
Folgen im Rahmen eines gesamtwirtschaftlichen 
Wachstums von seiten der Lohnpolitik erwarten, 
nicht im Sinne von Lohnleitlinien, sondern im Sinne 
eines gesamtverantwortlichen Verhaltens. Ich habe 
dem, was im Jahreswirtschaftsbericht von der Bun-
desregierung dargelegt worden ist, nichts hinzuzu-
fügen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jens. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, da in der 
Volkswirtschaft Löhne auch Nachfrage sind, wie 
Sie selbst eben betont haben, halten Sie es ange-
sichts der mangelnden Nachfrage in unserer Wirt-
schaft für richtig, durch vermögenspolitische Maß-
nahmen dafür zu sorgen, daß weitere Nachfrage zur 
Zeit ausfällt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Eine solche Rechnung 
läßt sich so nicht aufstellen, Herr Kollege Jens. Ich 
möchte Ihnen aber bestätigen, daß selbstverständ-
lich der Streit darum, wie in einer konkreten wirt-
schaftlichen Situation richtig reagiert wird, ob etwa 
durch höhere Löhne oder weniger hohe Löhne, einer 
Wanderung über einen schmalen Grat gleichkommt, 
wie wir immer wieder betont haben, zwischen 
Nachfrageorientierung der Löhne und Kostenorien-
tierung. Die Bundesregierung hat aber deutlich ge-
macht, daß sie die Gefahr zu hoher Lohnabschlüsse 
für unsere wirtschaftliche Entwicklung in der kon-
kreten Situation für größer hält als die zu niedriger 
Lohnabschlüsse. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, in  der Tabelle 
14 des jüngsten Gutachtens des Sachverständigen-
rates wird gesagt, daß sich die Reallohnposition 
der deutschen Arbeitnehmer 1975 um minus 0,6 % 
verändert habe, 1976 um minus 2,9 % und 1977 um 
plus 0,6 %. Halten Sie diese Angaben des Sachver-
ständigenrates für falsch? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann den Zusam-
menhang, in dem der Sachverständigenrat diese 
Zahlen vorgetragen hat, die Sie hier vorgelesen 
haben, nicht überblicken. Ich kann nur noch einmal 
auf die Antwort verweisen, die ich Herrn Kollegen 
Kittelmann auf seine Anfrage gegeben habe, wie die 

Reallöhne von 1975 bis 1977 tatsächlich gestiegen 
sind. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wieviel 
Arbeitsplätze sind nach Schätzung der Bundesregie-
rung seit Beginn der Rezession verlorengegangen, 
weil wegen der hohen Lohnstückkosten deutsche 
Unternehmen mit Betrieben aus Niedriglohnländern 
nicht mehr konkurrieren konnten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, diese 
Frage hat keinen Zusammenhang mit der Anfrage 
hier. Ich bin aber gerne bereit, Ihnen darauf eine 
schriftliche Antwort zu geben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, inwie-
weit hat der Arbeitskräfteverleih nach dem Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetz nachteiligen Einfluß auf 
die Höhe der Lohnstückkosten, und hat sich die 
Bundesregierung überlegt, ob sie das AUG novellie-
ren oder den Arbeitskräfteverleih ganz verbieten 
soll, wie es in Italien der Fall ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich wäre Ihnen dank-
bar, Herr Kollege, wenn Sie auch eine solche Frage 
hier in die Fragestunde einbrächten. Aber ich nehme 
sie zum Anlaß, auch darauf schriftlich zu antworten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß auf jeden 
Fall sehr stark ansteigende Lohnstückkosten ange-
sichts der veränderten Dollarsituation zu einer teil-
weisen Umkehrung der Warenströme im Außenhan-
delsbereich führen können? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Darauf habe ich hin-
gewiesen, daß die Lohnstückkosten bei uns nicht so 
stark gestiegen sind wie in vielen anderen Län-
dern, was sehr positiv ist, daß sich aber auf Grund 
der Umrechnung über den Wechselkurs eine Verän-
derung ergeben hat, die unsere Wettbewerbsfähig-
keit sehr stark berührt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Nordlohne. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf 
ich Sie unter Hinweis auf die vorhin von Ihnen mei-
nem Kollegen Breidbach gegebene Antwort, der 
Bundesregierung sei eine Äußerung des hessischen 
Wirtschaftsministers Karry nicht bekannt, fragen, 
ob in der Tat in der Pressestelle des Bundeswirt-
schaftsministeriums die Presseausgaben vom 23. Fe-
bruar 1978 mit den Schlagworten „Karrys Lohn-
stopp" — „Frankfurter Neue Presse" —, „IG Metall 
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Nordlohne 
wirft Minister Karry Unkenntnis vor" — aus der 
„Welt" — und „Lohnverhandlungen erst einmal un-
terbrechen" — Forderung von Herrn Karry in der 
„Bild-Zeitung" — nicht bekannt sind und, wenn ja, 
ob man bereit ist, diese Dinge nachlesen zu lassen? 

(Heiterkeit) 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe vielleicht mit der Formel „die Bundesregie-
rung" etwas verschleiert, daß es sich um meine 
persönliche Unkenntnis handelt. Ich kann nicht un-
terstellen, daß eine solche Äußerung gefallen ist, 
weil ich das nicht weiß. Aber selbstverständlich ha-
be ich die Antwort gegeben, auf die es hier ankam. 
Die Antwort war: Die Bundesregierung hält es nicht 
für richtig — auch wenn solche Forderungen erho-
ben worden sein sollten —, eine Lohnpause zu for

-

dern. 

Vizepräsident Stücklen: Ich rufe die Frage 5 des 
Abgeordneten Schmidhuber auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die angebots-
orientierte Seite der Wirtschaftspolitik für das Wachstum wich-
tiger  und bedeutsamer ist als die nachfrageorientierte? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Unterscheidung 
zwischen angebotsorientierter und nachfrageorien-
tierter Wirtschaftspolitik wirft Probleme auf, weil 
viele wirtschaftspolitische Maßnahmen gleichzeitig 
beiden Kategorien zugerechnet werden können. 
Aber selbst wenn man diese Unterscheidung akzep-
tieren würde, hat nach Ansicht der Bundesregie-
rung eine Politik zur Förderung des wirtschaftlichen 
Wachstums beide Aspekte zu berücksichtigen. Die 
Bundesregierung hat sich daher einerseits durch die 
Initiierung von Maßnahmen wie das Programm für 
Zukunftsinvestitionen, die Senkung der Vermögen- 
und der Gewerbesteuer, die Verbesserung der de-
gressiven Abschreibungsmöglichkeiten und die Er-
leichterung der Unternehmensneugründungen be-
reits in der Vergangenheit intensiv darum bemüht, 
ein größeres Produktionsvolumen rentabel zu ma-
chen. Mit der noch für diesen Monat beabsichtig-
ten Verabschiedung eines forschungs- und techno-
logiepolitischen Gesamtkonzepts wird diese ange-
botsorientierte Politik fortgesetzt. 

Andererseits wurden 1977 mit kräftigen lohn- 
und einkommensteuerlichen Erleichterungen, der 
expansiven Gestaltung des Bundeshaushalts 1978, 
der Anhebung des Kindergeldes und der Auswei-
tung der Wohnungsbauförderung aber auch deut-
liche Nachfrageimpulse gegeben, die eine Selbst-
verstärkung der Auftriebskräfte in der Wirtschaft 
erleichtern sollen. Es kommt jetzt entscheidend dar-
auf an, daß alle diese staatlichen Impulse von den 
am Wirtschaftsleben Beteiligten aufgenommen und 
nicht durch neue Kostenbelastungen unterlaufen 
werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Schmidhuber (CDU/CSU) : Wenn ich Sie richtig 
verstanden habe, Herr Staatssekretär, stellt die Bun-
desregierung auf eine gewisse Gleichgewichtigkeit  

von angebots- und nachfrageorientierter Konjunk-
turpolitik ab. Wie ist dann aber die Äußerung des 
Herrn Bundeswirtschaftsministers in der Debatte 
vom 23. Februar 1978 zu verstehen, wo er erklärte 
— ich zitiere mit Erlaubnis des Herrn Präsiden-
ten — 

Ich habe nie einen Zweifel daran gelassen, so 
oft ich hier gesprochen habe, daß mir die an-
botsorientierte Seite der Wachstumspolitik die 
wichtigere und die bedeutsamere ist. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ein-
mal muß man sehen, was der Wirtschaftsminister 
in dieser Debatte insgesamt zu diesem Thema ge-
sagt hat, nämlich genau das, was ich hier auch in 
der Antwort auf Ihre Frage ausgeführt habe. Zum 
anderen hat der Wirtschaftsminister aus dem Zu-
sammenhang der Diskussion heraus reagiert und 
deutlich machen wollen, daß die angebotsorientierte 
Seite dieser Wirtschafts- und Wachstumspolitik na-
türlich politisch sehr viel schwerer durchzusetzen ist. 
Ich verweise darauf, daß ein Teil dieser angebots-
orientierten Politik die Erhöhung der Mehrwert-
steuer war, die uns in die Lage versetzt hat, im Be-
reich der direkten Steuern Erleichterungen vorzu-
nehmen. Gerade der Sachverständigenrat hat auf die 
Bedeutung einer solchen angebotsorientierten Poli-
tik - bedauerlicherweise gegen den heftigen Wider-
stand der CDU/CSU-Opposition — aufmerksam ge-
macht. Das u. a. hatte der Wirtschaftsminister im 
Auge, als er auf die Bedeutung der angebotsorien-
tierten Wachstumspolitik hingewiesen hat. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Schmidhuber (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
muß ich Sie so verstehen, daß Sie nicht bestätigen 
können, daß die Bundesregierung den Akzent stär-
ker auf die angebotsorientierte Konjunkturpolitik 
als auf die nachfrageorientierte legt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Eine solche Frage 
ist nicht mit Ja oder Nein zu beantworten. Es wird 
jeweils in der konkreten wirtschaftspolitischen Si-
tuation erneut zu entscheiden sein, ob der Akzent 
stärker auf der nachfrageorientierten oder auf der 
angebotsorientierten Politik zu liegen hat. Es kommt 
darauf an, die wirtschaftspolitischen Maßnahmen so 
zu mischen, daß die Wachstumskräfte der Wirtschaft 
zu einer sich selbst tragenden Konjunktur führen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
ordneter Jens. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir bestätigen, daß in vielen Wirtschaftszweigen un-
seres Landes die vorhandenen Kapazitäten, Maschi-
nen und Arbeitskräfte nicht ausgelastet sind und 
daß es deshalb, um weitere Investitionen zu forcie-
ren, vor allem darauf ankommt, Nachfrage zu schaf-
fen, damit die Kapazitäten besser ausgelastet wer-
den? 
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Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen be-
stätigen, Herr Kollege, daß eines der Probleme unse-
rer derzeitigen Wirtschaftssituation und insbeson-
dere Beschäftigungssituation darin liegt, daß durch 
Nichtauslastung vorhandener Kapazitäten die von 
uns erwünschten Erweiterungsinvestitionen bisher 
nicht im notwendigen Umfang stattgefunden haben 
und daß von daher auch der wachstumsorientierten 
Wirtschaftspolitik im Sinne der Nachfragesteigerung 
eine hohe Bedeutung zukommt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Breidbach. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie sich vorstellen, daß der bisher nicht durch-
schlagende Erfolg Ihrer Maßnahmen zur angebots-
orientierten Politik u. a. auch darin eine Ursache ha-
ben könnte, daß die Mehrwertsteuererhöhung einer-
seits und die steuerlichen Erleichterungen anderer-
seits gewissermaßen ein Instrument des Gegeneinan-
ders im Sinn einer nach vorne gehenden angebots-
orientierten Wirtschaftspolitik gewesen sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann mir das 
eigentlich nicht vorstellen, sondern ich bin mit dem 
Sachverständigenrat der Meinung, daß in der ge-
genwärtigen Lage eine solche Politik richtig war 
und daß diese Politik trotz der negativen Wirkun-
gen, die die Mehrwertsteuererhöhung etwa im Be-
reich der Preisstabilität natürlich hat, ein Gebot der 
Stunde war, wie das auch der Sachverständigenrat 
gesehen hat. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Spöri. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Auffassung, daß ange-
sichts ,der konjunkturell unterschiedlichen Konstel-
lation, d. h. speziell der Möglichkeit einer Übernach-
fragesituation oder einer Unternachfragesituation, 
eine endgültige Klärung wachstumstheoretischer 
Schulrichtungen in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages nicht möglich ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich teile Ihre Mei-
nung in vollem Umfang, Herr Kollege. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Pieroth. 

Pieroth (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da Sie 
der Ansicht sind, daß Angebots- und Nachfrage-
orientierung in den letzten Konjunkturprogrammen 
in etwa ausgeglichen waren, frage ich: Wie stehen 
Sie zu der Ziffer 437 des letzten Jahresgutachtens des 
Sachverständigenrates, in der festgestellt wird, daß 
— ich zitiere — „die Angebotspolitik im Vergleich 
zur Nachfragepolitik nicht stark genug dosiert" ist 
und außerdem zu spät gestartet worden ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
sind Bewertungsfragen, und diese Äußerung des 
Sachverständigenrates hat nicht die tatsächlich er-
griffenen und insbesondere die am 1. Januar 1978 
in Kraft getretenen und vor allem auch die im 
Augenblick in der Diskussion befindlichen Maßnah-
men eingeschlossen. Aber es ist selbstverständlich, 
Herr Kollege, daß in der Bewertung dieses Gesamt-
komplexes die Akzente sehr unterschiedlich gesetzt 
werden können und dabei nie in vollem Umfang 
Übereinstimmung erzielt werden kann. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, bei 
der von Ihnen gegebenen Antwort würde mich in-
teressieren, ob die Bundesregierung der Auffassung 
ist, daß das zur Zeit gepflegte erhöhte Sparen der 
Verbraucher der Bundesregierung anzeigt, daß der 
Sparer erhöhtes Vertrauen in die Regierung hat, 
oder, wenn dies nicht der Fall ist, wie sie sich er-
klärt, daß die Sparquote in Zeiten der Rezession 
immer besonders ansteigt, und wie das mit dem von 
Ihnen vorher Gesagten in Einklang zu bringen ist. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es gibt 
niemanden, der das Ansteigen oder Absinken der 
Sparquote monokausal erklären kann. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Sick. 

Sick (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie spra-
chen soeben von Dingen, die in der Diskussion sind. 
Ich möchte Sie fragen, ob die Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung jetzt futuristische Züge annimmt, 
so daß etwas einbezogen wird, was es noch gar 
nicht gibt. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege, 
ich hatte dabei das angekündigte Förderungspro-
gramm der Bundesregierung zur Förderung der For-
schung und Entwicklung bei mittleren und kleinen 
Unternehmen und das in der Beratung befindliche 
Investitionszulagengesetz mit diesem Gesamtbereich 
im Auge. 

Vizepräsident Stücklen: Ich rufe Frage 6 des Ab-
geordneten Dr. Spöri auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob der niedersächsische Mi-
nisterpräsident Albrecht beabsichtigt, in Niedersachsen künftig 
kein Kohlekraftwerk mehr bauen zu lassen, und wenn ja, sind 
die Ziele des fortgeschriebenen Energieprogramms der Bundes-
regierung mit dieser Absicht zu vereinbaren? 

Bitte schön. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: In der uns vorliegen-
den Antwort vom 17. Februar 1978 auf eine Große 
Anfrage hat die niedersächsische Landesregierung 
dargelegt, daß für den künftigen Kraftwerkszubau 
auch in Niedersachsen im wesentlichen nur Kern-
kraftwerke und Steinkohlekraftwerke in Betracht 
kommen. Sie hat ausgeführt, daß insbesondere an- 
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gesichts der Relation der Stromerzeugungskosten 
bei Steinkohle und Kernenergie im Grundlastbereich 
der Zubau weitgehend auf Basis von Kernkraftwer-
ken erwartet wird. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß zur Ab-
deckung des längerfristigen Zubaubedarfs im Mittel-
lastbereich auch in Niedersachsen neue Steinkohle-
kraftwerke errichtet werden. Ein Steinkohlekraft-
werk mit 660 Megawatt befindet sich derzeit in Bau 
und soll 1979 in Betrieb gehen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, sind der 
Bundesregierung aus der Reaktion der einzelnen 
Bundesländer auf das fortgeschriebene Energiepro-
gramm der Bundesregierung andere Fälle bekannt, 
in denen Bundesländer für ihr Gebiet die in der 
Fortschreibung enthaltene Priorität der Kohlever-
stromung abgelehnt haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann eine solche 
Ablehnung aus keinem Bereich feststellen, Herr 
Kollege. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung der Auffassung — und wenn ja, aus 
welchen Gründen —, daß sich die in der Fortschrei-
bung enthaltene Planung über zusätzliche Kohle-
kraftwerkskapazitäten in der Bundesrepublik mög-
lichst gleichmäßig sowohl über die einzelnen Bun-
desländer, also auch über die revierfernen Bundes-
länder verteilen sollte? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
wäre wünschenswert; aber die Entscheidung dar-
über treffen die Energieversorgungsunternehmen 
selbst, und zwar nach Planungen, die insbesondere 
den Landesregierungen obliegen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, aus den 
Fragen des Kollegen Spöri klingt die Sorge um 
das Energieprogramm der Bundesregierung. Daran 
schließt sich meine Frage an: Sind die Ziele des fort-
geschriebenen Energieprogramms der Bundesregie-
rung mit der Absicht der schleswig-holsteinischen 
SPD zu vereinbaren, die, wenn sie die Regierung in 
diesem Lande übernähme, was ich keinem Schleswig-
Holsteiner wünsche, den Bau von Kernkraftwerken 
nicht zulassen würde? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung ist der Meinung, daß diese Ent-
scheidung von jeder Landesregierung unter Beach-
tung der gegebenen energiepolitischen Situation im 
Lande selbstverantwortlich zu treffen ist. Die Bun-
desregierung hat in ihrer Fortschreibung des Ener-
gieprogramms den Rahmen dafür geschaffen, daß so-
wohl Kohlekraftwerke als auch Kernkraftwerke da  

gebaut werden können, wo die Investoren das für 
notwendig halten, wo es von der Verbrauchsnach-
frage her richtig ist und wo die Voraussetzungen 
landesplanerischer und anderer Art geschaffen wer-
den können. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß die Energie-
politik der niedersächsischen Landesregierung — 
darauf zielte die Frage des Abgeordneten Spöri ab 
— als besonders umsichtig und vorausschauend zu 
beurteilen ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
steht mir nicht zu, hier eine positive Qualifikation 
oder negative Qualifikation abzugeben. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr gut!) 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
wäre die Bundesregierung bereit, auf die nieder-
sächsische Landesregierung einzuwirken, das in ih-
ren Kräften Stehende zu tun, um für das geplante 
Kohlekraftwerk in Ibbenbühren die notwendigen 
Voraussetzungen der Stromabnahme zu schaffen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
stehen in dieser Frage in ständigem Kontakt. Es ist 
selbstverständlich, daß die Bundesregierung alles in 
ihren Kräften Stehende tun wird, um das Energie-
programm der Bundesregierung zu verwirklichen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, all denen rechtzeitig und 
energisch genug entgegenzutreten, die sich offen-
sichtlich mit dem Gedanken tragen, die Kohle drei-
mal um Deutschland herumzufahren, bevor sie sie in 
irgendeinem Kraftwerk verheizen, und das dann 
durch die Pfennige der Abnehmer von Strom wieder 
finanzieren zu lassen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, mir 
sind derartige Bestrebungen bisher nicht bekannt. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Ich habe das einer 
Frage entnommen, die soeben hier gestellt 

wurde!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordnete Kiechle, 
keine Diskussion! 

Eine Frage, Herr Abgeordneter Hubrig. 

Dr. Hubrig (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie mit mir der Auffassung, 'daß es notwendig ist, 
erst einmal die zweite Fortschreibung des Energie- 
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programms zu verabschieden, bevor man hier von 
der anderen Seite Fragen stellt, wie es wohl aus

-

sehen würde, wenn es verabschiedet worden wäre? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
ja richtig, das Programm, das allgemein bekannt und 
veröffentlicht ist, hier zu diskutieren. Ich sehe da 
keinen Grund, auf diese Fragen nicht einzugehen. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, wie beurteilen Sie die Forderung eines 
SPD-Ortsvereins, in diesem Fall die verstromte 
Kohle nach Frankreich zu liefern? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, auch 
hierzu möchte ich keine Äußerung abgeben, weil es 
die Kapazität nicht nur des Parlamentarischen 
Staatssekretärs, sondern auch der Bundesregierung 
überschreiten würde, zu allen Äußerungen, die in 
diesem Zusammenhang fallen, Stellungnahmen ab-
zugeben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung bekannt, daß der  einzige in Schleswig-
Holstein bisher stillgelegte Kernkraftwerksbau nicht 
durch Beschluß der SPD Schleswig-Holstein, son-
dern durch Beschlüsse unabhängiger Gerichte still-
gelegt worden ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das ist allgemein be-
kannt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine Zusatzfragen mehr. 

Ich rufe die Frage 7 ,des Herrn Abgeordneten Dr. 
Spöri auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, standort-
bedingte Kostennachteile von Kohlekraftwerken in revierfernen 
Bundesländern abzubauen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Bereits die geltenden 
Verstromungshilfen, Herr Kollege, führen praktisch 
zu einem Frachtkostenausgleich beim Steinkohle-
einsatz in revierfernen Kraftwerken. Bei der durch 
die letzte Novelle für ein Drittel ,der Kohlebezüge 
vorgesehenen Verbilligung auf den halben Preis 
frei Kraftwerk werden die Kohletransportkosten voll 
erstattet, so daß diese Teilmengen an jedem Kraft-
werksstandort in der Bundesrepublik Deutschland 
zu gleichen Kosten bezogen und eingesetzt werden 
können. 

Der Heizölausgleich für die restlichen Mengen 
hat im Ergebnis den gleichen Effekt, da die Heizöl-
preise frei Kraftwerk nur relativ geringe regionale 
Unterschiede aufweisen und durchaus nicht immer 
in den Steinkohlerevieren selbst am niedrigsten lie-
gen. Für einen zusätzlichen Frachtkostenausgleich 
bleibt daher kein Raum. Eine Finanzierung über den 

Bundeshaushalt sollte im übrigen schon deswegen 
ausscheiden, weil dann mittelbar eine neue Strom-
preissubvention eingeführt würde, die in der gegen-
wärtigen energiepolitischen Situation nicht verant-
wortet werden kann. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, sieht die 
Bundesregierung in einer noch stärkeren regionalen 
Differenzierung der Umlagen, die zur Finanzierung 
des Kohlepfennigs dienen, eine Möglichkeit, zu 
einer gleichmäßigeren Verteilung der geplanten 
Kohlekraftwerkskapazitäten zu kommen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wir halten die jetzt 
getroffene Regelung für eine vertretbare Lösung, 
die insbesondere auch durch die Abstimmung mit 
den Ländern regionale Unterschiede in dem gegen-
wärtigen Zeitpunkt ausreichend berücksichtigt. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Spöri. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, teilt die 
Bundesregierung die Auffassung des baden-würt-
tembergischen Ministerpräsidenten, daß die steigen-
den Aufwendungen für die Erhaltung der Leistungs-
kraft des Kohlebergbaus, die in dem fortgeschrie-
benen Energieprogramm der Bundesregierung zum 
Ausdruck kommen, einseitig nur den reviernahen 
Bundesländern Vorteile brächten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
teilt diese Auffassung nicht. Sie sieht zwar die Be-
lastung unserer Volkswirtschaft durch diese Auf-
wendungen, aber sie findet die Begründung dafür 
vor allem in den Versorgungs- und Sicherheits-
aspekten, die dem Energieprogramm zugrunde lie-
gen, gerechtfertigt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

' Ich rufe Frage 8 des Abgeordneten Dr. Dübber 
auf: 

In welcher Weise sind nach dem Wissensstand der Bundesre-
gierung deutsche Behörden, insbesondere das Bundesamt für ge-
werbliche Wirtschaft, an der Ausfuhr von militärischen Eiaze-
teilen beteiligt, die auf dem Wege der Koproduktion mit 
NATO-Staaten in Spannungsgebiete erfolgt, und wie weit ver-
mag die Bundesregierung dabei den Zielen des Kriegswaffenge-
setzes zur Beachtung zu verhelfen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Für die Ausfuhr mi-
litärischer Einzelteile, die nach der mit dem Koope-
rationspartner vereinbarten Arbeitsteilung in der 
Bundesrepublik Deutschland hergestellt werden, 
gelten — hierin gibt es keinen Unterschied zu den 
übrigen Rüstungsexporten — das Außenwirtschafts-
gesetz und, wenn es sich bei den Einzelteilen um 
Kriegswaffen handelt, das Kriegswaffenkontrollge-
setz. Dementsprechung sind bei Exporten derartiger 
Zulieferteile die Genehmigungsbehörden, insbeson-
dere das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, in-
soweit beteiligt, als sie die erforderlichen Ausfuhr- 
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genehmigungen erteilen müssen. Die Erteilung der 
Genehmigungen steht mit den Bestimmungen der 
genannten Gesetze in Einklang, weil diesen Bestim-
mungen nur die Zulieferschiene vom deutschen Ko-
produktionsunternehmen zum atlantischen Koope-
rationspartner unterliegt. Eine andere Betrachtungs-
weise wäre auch praxisfremd, da die deutschen 
Einzelteile und Baugruppen zum Zeitpunkt ihrer 
Ausfuhr keinem bestimmten Exportvorhaben des 
Kooperationspartners zugeordnet werden können. 

Vizepräsident Stücklen: Keine Zusatzfragen. 

Dann rufe ich Frage 9 des Abgeordneten Dr. Hu-
brig auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, ein „Sy-
stem des Frachtkostenausgleichs für revierferne Bundesländer 
beim Einsatz von Steinkohlekraftwerken in diesen Bundeslän-
dern zu schaffen und dieses System gegebenenfalls über den 
Bundeshaushalt zu finanzieren, und welche Folgerungen zieht 
sie daraus? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Bereits die geltenden 
Verstromungshilfen führen praktisch zu einem 
Frachtkostenausgleich beim Steinkohleeinsatz in 
revierfernen Kraftwerken. Bei der durch die letzte 
Novelle für ein Drittel der Kohlebezüge vorgese-
henen Verbilligung auf den halben Preis frei Kraft-
werk werden die Kohletransportkosten voll erstat-
tet, so daß diese Teilmengen an jedem Kraftwerks-
standort in der Bundesrepublik zu gleichen Kosten 
bezogen und eingesetzt werden können. 

Der Heizölausgleich für die restlichen Mengen hat 
im Ergebnis den gleichen Effekt, da die Heizöl- 
preise frei Kraftwerk nur relativ geringe regionale 
Unterschiede aufweisen und durchaus nicht immer 
in den Steinkohlenrevieren selbst am niedrigsten 
liegen. Für einen zusätzlichen Frachtkostenaus-
gleich bleibt daher kein Raum. Eine Finanzierung 
über den Bundeshaushalt sollte schon deswegen 
ausscheiden, weil dann mittelbar eine neue Strom-
preissubvention eingeführt würde, die in der ge-
genwärtigen energiepolitischen Situation nicht ver-
antwortet werden kann. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Hubrig (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wenn 
ich Sie recht verstanden habe, sieht die Bundes-
regierung zur Zeit keine Möglichkeit, den Vor-
schlägen der SPD-Fraktionsvorsitzendenkonferenz 
zu folgen und einen gesonderten Frachtkostenaus-
gleich auf Bundeskosten festzuschreiben. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wir haben diese Re-
gelung, die ich gerade zitiert habe, verabschiedet. 
Wir sehen in der gegenwärtigen Situation keine 
Möglichkeit, darüber hinauszugehen. Wir sehen 
auch enorme Schwierigkeiten, dafür einen politi-
schen Konsens zu erreichen. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Hubrig (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, gibt 
es Berechnungen über die Höhe der Kosten, die 
durch die anderen Maßnahmen, die Sie vorhin zi-
tiert haben, entstanden sind, aus denen sich fest-
stellen läßt, wie sich die Kohle in den anderen Bun-
desländern jeweils am Standort des Kraftwerkes 
verteuern würde? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Darüber gibt es Be-
rechnungen, die insbesondere von den einzelnen 
Kraftwerksbetreibern angestellt werden, ehe sie 
ihre Investitionsentscheidungen treffen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Sick, 
bitte schön. 

Sick (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sieht die 
Bundesregierung, daß es sich hierbei nicht nur um 
eine Frage der Energiepolitik, sondern auch um 
eine standortpolitische Frage von erheblicher re-
gionalpolitischer Bedeutung handelt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das sieht die Bundes-
regierung, und sie ist darüber auch in einem stän-
digen Gedankenaustausch mit den Länderwirt-
schaftsministern. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Dann rufe ich die Frage 10 des Abgeordneten Dr. 
Hubrig auf: 

Welche volkswirtschaftlichen Kosten entstehen der Bundesre

-

publik Deutschland nach dem Wissensstand der Bundesregie-
rung, wenn mit Vorrang Kraftwerke auf Steinkohlebasis in al-
len Bundesländern auch für den Grundlastbereich gebaut wer-
den, und welcher Schaden entsteht für die Wirtschaft der Bun-
desrepublik Deutschland? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Da in der Bundes-
republik Deutschland für Kraftwerksneubauten außer 
Kohle- und Kernenergie andere Energieträger in 
größerem Umfang künftig nicht mehr in Frage kom-
men, ist nur ein Vergleich der Stromerzeugungsko-
sten aus Kohlekraftwerken und Kernkraftwerken 
realistisch. Das vom Energiewirtschaftlichen Institut 
an der Universität Köln und von der Forschungs-
stelle für Energiewirtschaft in München im Auftrag 
des Wirtschaftsministeriums erstellte Gutachten über 
die Stromerzeugungskosten bei Kohle- und Kern-
kraftwerken errechnet im Grundlastbereich einen 
Kostenvorteil für 1985 in Betrieb gehende Kernkraft-
werke von 5,4 Pf je Kilowattstunde gegenüber re-
viernahen Kraftwerken auf der Basis deutscher 
Steinkohle. Selbst wenn man nur einen Kostenvor-
teil von etwa 3 Pf je Kilowattstunde unterstellt, er-
gäben sich beim Grundlastbetrieb Mehrkosten für 
die Steirikohlestromerzeugung von rund 250 Millio-
nen DM pro Jahr gegenüber einem 1 300-MW-Kern-
kraftwerksblock. Diese Zahl für ein Kraftwerk gibt 
eine Vorstellung von der Größenordnung der Mehr-
belastung, wenn man Kernenergie im Grundlastein-
satz durch Steinkohle ersetzen wollte. 

Der Umfang der wettbewerbsfähigen Produktions-
möglichkeiten einer Volkswirtschaft hängt entschei-
dend auch von ihrem Kostenniveau ab. Eine Erhö- 
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hung des Kostenniveaus der Volkswirtschaft würde 
daher im ganzen zu einer Verminderung der in ihr 
gegebenen Beschäftigungsmöglichkeiten führen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Hubrig (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, vie-
len Dank für diese Informationen. Sind Sie mit mir 
der Meinung, daß es gut wäre, auch diese Daten in 
der Offentlichkeit bekanntzugeben, um eine falsche, 
einseitige Orientierung in Richtung Steinkohlekraft-
werke im Grundlastbereich zu vermeiden, der Wahr-
heit eine Gasse zu schlagen und nicht einen falschen 
Eindruck über die unterschiedlichen Kosten in die-
sem Bereich entstehen zu lassen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es ist selbstverständ-
lich, daß das in der Debatte über die Energiefort-
schreibung mit all den Imponderabilien und Schwie-
rigkeiten bei der Berechnung zukünftiger Kostenent-
wicklungen und der Stellung zutreffender Progno-
sen ebenso klargestellt wird, wie ich das hier tue. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Spöri. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Auffassung, daß die Bedeutung und Funk-
tion der Aufwendungen für die deutsche Steinkohle 
nicht in den Kategorien einer betriebswirtschaftli-
chen Kostenrechnung begriffen werden kann, son-
dern daß es sich per saldo, volkswirtschaftlich gese-
hen, um die Sicherstellung der energiepolitischen 
Unabhängigkeit der Bundesrepublik bis zu einem 
gewissen Grade und damit um eine nationale Auf-
gabe höchster Priorität handelt? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich teile diese Auf-
fassung, Herr Kollege, wobei selbstverständlich in 
diesem Komplex die betriebswirtschaftliche Seite 
eine sehr wichtige Rolle spielt. Das darf bei aller 
Zustimmung zu der von Ihnen hier dargelegten 
Priorität nicht übersehen werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
spielen bei diesen Überlegungen aber nicht struktur-  
und arbeitsmarktpolitische Erwägungen sowie auch 
deren finanzielle Auswirkungen eine ganz besondere 
Rolle? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das trifft zu. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Dann kommen wir zum Geschäftsbereich des Bun

-

desminister der Verteidigung. Zur Beantwortung 
der Fragen steht uns der Parlamentarische Staats-
sekretär Dr. von Bülow zur Verfügung. 

 Ich rufe Frage 11 des Abgeordneten Berger (Lahn-
stein) auf: 

Ist die Bundesregierung mit mir der Auffassung, daß im In-
teresse eines geordneten Dienstbetriebs und auch des Zusam-
menhalts der Bundeswehr auf den sogenannten Verwaltungsko-
stenbeitrag für die freiwilligen Teilnehmer an der Truppen-
verpflegung, der außerdem, weil er unter verschiedenen Voraus-
setzungen in unterschiedlicher Höhe erhoben wird, einen gro-
ßen Verwaltungsaufwand erfordert, unabhängig von anderen 
Regelungen in anderen Bereichen des öffentlichen Dienstes ver-
zichtet werden soll, und ist die Bundesregierung bereit, dazu 
gegenüber dem Parlament bzw. dem Haushaltsausschuß in ge-
eigneter Weise die Initiative zu ergreifen? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege, der Haus-
haltsausschuß des Bundestages wird die Frage der 
Bezahlung des „Verwaltungskostenbeitrags" durch 
die freiwillig an der Truppenverpflegung teilneh-
menden Soldaten und Zivilbediensteten der Bundes-
wehr noch in diesem Jahr erneut beraten. Ich darf 
mich hierzu, Herr Kollege, auf meine Antwort in der 
Fragestunde des Deutschen Bundestages am 15. Fe-
bruar beziehen. 

Das Bundesministerium der Verteidigung geht 
davon aus, daß es bei dieser Beratung die Möglich-
keit haben wird, seinen den „Verwaltungskostenbei-
trag" ablehnenden Standpunkt nochmals vor dem 
Ausschuß darzulegen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — Bitte. 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, warum glaubt die Bundesregierung ausgerech-
net in dieser auch für den geordneten Dienstbetrieb 
der Bundeswehr so wichtigen Frage vorher keine 
Initiative ergreifen zu können, sondern abwarten 
zu müssen, inwieweit andere Bereiche des öffent-
lichen Dienstes ähnliche Regelungen für durchführ-
bar halten? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Berger, 
wir als Fachressort haben alle Initiativen ergriffen, 
die überhaupt denkbar waren, um den Haushalts-
ausschuß davon abzubringen, diesen „Verwaltungs-
kostenzuschlag" einzuführen oder zu erzwingen. Es 
ist uns nicht gelungen. 

Wir haben unsere Auffassung im Verteidigungs-
ausschuß dargelegt. Wir haben eine einstimmige 
Entscheidung des Verteidigungsausschusses gegen 
die Einführung dieses „Verwaltungskostenzuschlags" 
bekommen. Wir haben vor dem Haushaltsausschuß 
ebenfalls plädiert. Die Entscheidung des Haushalts-
ausschusses war, sich dieses Themenbereiches im 
Laufe dieses Jahres erneut anzunehmen. 

Bei dieser ganz klaren Sach- und Geschäftslage 
gibt es keine Möglichkeit, in .die souveränen Ent-
scheidungen des Ausschusses bzw. dieses Parla-
ments einzugreifen. Es bleibt Ihnen unbenommen, 
auf Ihrem Wege Ihre Kollegen in Ihrer Fraktion da-
zu zu bringen, das Thema in den nächsten Wochen 
erneut im Haushaltsausschuß aufzugreifen und dann 
zu einer vernünftigen Erledigung zu bringen. 

Vizepräsident Stüdden: Noch eine Zusatzfrage. 
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Berger (Lahnstein) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, bedeutet dies, daß die Bundesregierung den 
Erfordernissen des Dienstbetriebs der Bundeswehr 
Vorrang vor eventueller Gleichbehandlung in an-
deren Bereichen des  öffentlichen Dienstes einräumt? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Wir halten 
die Entscheidung für falsch; wir halten sie für ver-
waltungskostenträchtig und für kompliziert. Wir 
sind der Meinung, sie muß aufgehoben werden. Ich 
glaube auch nicht, daß es sinnvoll ist, sie auf die 
ganze Bundesverwaltung auszudehnen. Von daher 
ist unser Standpunkt völlig klar, und wir hoffen nur, 
daß auch in diesem Parlament in dem entsprechen-
den Ausschuß diese Einsicht reifen wird. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Meinung, daß die betroffenen Teilnehmer an 
der Truppenverpflegung die Stellungnahme des 
Bundeswehrverbandes, welche Ihnen ja sicher be-
kannt ist — und Sie erwähnten vorhin auch die Ant-
wort von Mitte Februar hier in der Fragestunde —, 
kennen und daher auf eine Initiative der Bundes-
regierung warten? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich weiß nicht, welches Verständnis Sie von diesem 
Parlament und Ihrer Tätigkeit in diesem Parlament 
haben. Dann, wenn es eine Konfliktlage zwischen 
Parlament und Bundesregierung gibt, wenn die Bun-
desregierung ihre Auffassung sehr deutlich zum 
Ausdruck gebracht hat und wenn gleichwohl dieses 
Parlament, vertreten durch einen seiner Ausschüsse, 
auf seiner Haltung beharrt, muß dort — in diesem 
Parlament — die Entscheidung fallen, die zur Ab-
hilfe führt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Pawelczyk. 

Pawelczyk (SPD) : Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß eine Intervention in dieser Frage zugunsten 
des Bundesgrenzschutzes erfolgreich war? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Da die Rege-
lung beim Bundesgrenzschutz, soweit ich informiert 
bin, nicht eingeführt worden ist, hat es dort keine 
Intervention gegeben, sie wieder abzuschaffen. Es 
ist eine ausschließlich auf den Bundeswehrbereich 
zugeschnittene, aus einer Prüfbemerkung des Rech-
nungshofes resultierende Aktion; die, wie gesagt, 
nur auf die Bundeswehr, nicht jedoch auf den Bun-
desgrenzschutz zugeschnitten ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär: 
hätten Sie die Freundlichkeit, diesem Hohen Hause 
mitzuteilen, welche Meinung der Bundesfinanzmini-

ster im Haushaltsausschuß zu dieser Frage geäu-
ßert hat? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Der Finanz-
minister hat sich, wenn ich mich recht entsinne — 
dies  genau festzustellen wird sicher durch Nach-
prüfen der Protokolle möglich sein —, in der Rich-
tung geäußert, daß der Haushaltsausschuß entschie-
den hat. Er hat nämlich die entsprechenden Mittel 
verweigert und sie in die Einnahmeposition aus die-
sen Verwaltungskostenbeiträgen eingestellt. Damit 
war gar keine Grundlage mehr dafür gegeben, dies 
aus Bundesmitteln zu zahlen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Das trifft 
nicht zu!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Nordlohne. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da 
Sie meinen Fraktionskollegen Berger baten, die 
Mitglieder des Haushaltsausschusses in den eigenen 
Reihen noch einmal anzusprechen, darf ich Sie fra-
gen: Verfügen Sie als früheres Mitglied des Haus-
haltsausschusses noch über derartige Beziehungen 
zu Ihren eigenen Fraktionskollegen, um dadurch 
vielleicht zu erreichen, daß im Haushaltsausschuß 
eine solche Beratung früher durchgeführt wird? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich pflege die-
se Beziehungen intensiv und werde sie auch weiter 
pflegen. Ich glaube auch, daß ich auf meiner Seite 
durchaus eine gewisse Bereitschaft erzeugt habe. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Das ist doch 
unglaublich!) 

Ich habe aber den Eindruck, daß dieser Ausschuß 
noch eine gewisse Ehrenrunde drehen wird, bis er 
sich darauf verständigt, diese Regelung wieder auf-
zuheben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Krone-Appuhn. 

Frau Krone-Appuhn (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, kann man es verantworten, daß im Haushalts-
ausschuß Ehrenrunden gedreht werden, während 
doch gerade diese Frage in der Truppe eine erheb-
liche Beunruhigung -hervorruft, weil dieser Verwal-
tungskostenzuschuß als etwas sehr Ungerechtes 
empfunden wird? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich bin völlig 
Ihrer Meinung, Frau Krone-Appuhn, und wäre sehr 
dankbar, wenn Sie auf Ihrem Transmissionsriemen 
in den Haushaltsausschuß hinein ebenfalls die Be-
reitschaft erzeugen könnten, das Thema — noch in 
den nächsten Wochen — ernsthaft aufzugreifen und 
einer Lösung zuzuführen. 

Vizepräsident Stücklen: Bei dieser konzentrierten 
Aktion müßte es möglich sein, daß die Mehrheit des 
Bundestages den Haushaltsausschuß überstimmt. 
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Vizepräsident Stücklen 

Ich rufe nun die Frage 14 des Abgeordneten 
Pawelczyk auf: 

Trifft es zu, daß mit Wirkung vom 1. September 1977 für alle 
Unteroffiziere und Offiziere, die freiwillig amtliche Unterkunft 
in Anspruch nehmen, die Unterkunftspauschalen ohne Voran-
kündigung um bis zu 45 v. H. erhöht wurden? 

Auf die Fragen 12 und 13 des Abgeordneten Dr. En-
ders komme ich noch zurück, Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär. 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Es trifft zu, 
Herr Kollege, daß die Unterkunftspauschalen für 
freiwillig in Anspruch genommene amtliche Unter-
kunft mit Wirkung vom 1. September 1977 auf Grund 
gestiegener Liegenschaftsbetriebskosten erhöht wor-
den sind. Von dieser Erhöhung sind jedoch nicht 
alle Unteroffiziere, Feldwebel und Offiziere betrof-
fen. Sie ist vielmehr auf den Personenkreis be-
schränkt, der bereits jetzt in vergrößerten Unter-
künften wohnt. 

Ich darf Ihnen das an zwei Beispielen erläutern: 
Für einen Unteroffizier oder Stabsunteroffizier 
wurde nach der alten Raum- und Flächennorm eine 
Quadratmeterfläche von 6,75 zugrunde gelegt, nach 
der neuen — ab Mai 1971 geltenden — Raum- und 
Flächennorm beträgt die Quadratmeterfläche 13,50. 
Eine höhere Pauschale wird jedoch erst ab einer 
Unterkunftsfläche von 10 qm erhoben. Die ver-
gleichbaren Zahlen für Feldwebel liegen bei 13,5 qm 
— alt — und 20,25 qm — neu —. Eine höhere Pau-
schale wird hier erst ab 16 qm erhoben. 

Der Bundesverband und die Gewerkschaft ÖTV 
wurden Anfang Juli 1977 über die beabsichtigten 
Maßnahmen unterrichtet. Die Wehrbereichsverwal-
tungen wurden mit Erlaß vom 1. August 1977 ange-
wiesen, die sofortige Unterrichtung der von einer Er-
höhung betroffenen Personen sicherzustellen. Dar-
über hinaus enthielt auch der für die Truppe be-
stimmte „G-1-Hinweis" vom 19. August 1977 eine 
ausführliche Information über diese Maßnahmen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — Keine 
Zusatzfrage. 

Dann komme ich auf die zurückgestellten Fragen 
zurück und rufe zunächst die Frage 12 des Abge-
ordneten Dr. Enders auf: 

Ist der Bundesregierung die Zahl der Wehrpflichtigen be-
kannt, die noch einen Restgrundwehrdienst abzuleisten haben, 
und welche Bedeutung mißt sie der kurzfristigen Einberufung 
dieser bereits ausgebildeten Männer für die Verteidigungsbe-
reitschaft der Bundeswehr zu? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Gestatten Sie, 
daß ich beide Fragen im Zusammenhang beantworte? 

Vizepräsident Stücklen: Bitte. Dann rufe ich auch 
die Frage 13 des Herrn Abgeordneten Dr. Enders 
auf: 

Hält es die Bundesregierung im Hinblick auf die Wehrge-
rechtigkeit für vertretbar, daß den Wehrpflichtigen, die nach 
langjährigem Vollzugsdienst beim Bundesgrenzschutz aus un-
abwendbaren Gründen vor Beendigung der Verpflichtungszeit 
ausscheiden müssen, die geleistete Dienstzeit unter 12 Monaten 
(seit 1977 unter 18 Monaten) nicht auf die Wehrzeit angerechnet 
wird, und wenn nein, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Enders, der Bundesregierung ist die Zahl der Wehr-

pflichtigen, die einen Restgrundwehrdienst abzulei-
sten haben, nicht bekannt. Derartige Erhebungen 
werden, da ihr Ergebnis für Planungszwecke uner-
heblich ist, nicht durchgeführt. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage darf ich darauf hin-
weisen, daß der fünfzehnmonatige Grundwehrdienst 
ein durchlaufendes Ausbildungsprogramm darstellt, 
in dem die notwendigen Grundkenntnisse vermittelt 
werden. Ein Verzicht auf die Ableistung des Rest-
grundwehrdienstes ist trotz gewisser Schwierigkei-
ten bei der Eingliederung in den jeweiligen Ausbil-
dungsablauf im Interesse der Gleichbehandlung al-
ler Wehrpflichtigen nicht vertretbar. 

Ihre zweite Frage, Herr Kollege Enders, beantwor-
te ich wie folgt. Für Wehrpflichtige, die im Polizei-
vollzugsdienst des Bundesgrenzschutzes mindestens 
drei Jahre Dienst geleistet haben, erlischt die Pflicht, 
Wehrdienst zu leisten. Ist der Wehrpflichtige vor 
Ablauf von 18 Monaten aus dem Vollzugsdienst ent-
lassen worden, so ist er zum Wehrdienst heranzu-
ziehen, sofern er sich nicht auf eine gesetzliche 
Wehrdienstausnahme berufen kann. 

Herr Kollege Enders, ich sehe hierin keine Pro-
bleme der Wehrgerechtigkeit. Ich darf in Erinne-
rung rufen, daß bis zum Inkrafttreten der 6. Novelle 
zum Wehrpflichtgesetz im Januar 1969 die Pflicht, 
Wehrdienst zu leisten, bereits erlosch, wenn Wehr-
pflichtige im Polizeivollzugsdienst mindestens 18 
Monate Dienst geleistet hatten. 

Diese Vorschrift führte dazu, daß Wehrpflichtige 
häufig an Stelle ihrer damals achtzehnmonatigen 
Grundwehrdienstzeit die gleiche Zeit im Vollzugs-
dienst der Polizei ableisteten, bei der sie eine höhe-
re Vergütung als bei der Bundeswehr erhielten. 
Nach 18 Monaten schieden viele aus dem Polizei-
dienst aus. Der organische Aufbau der Polizei der 
Länder wurde erheblich gestört; den Ländern ent-
standen in großem Umfang nicht nutzbringende Aus-
bildungskosten. Um dem vorzubeugen, wurde auf 
Initiative des Bundesrats das Wehrpflichtgesetz 
entsprechend geändert. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, da die Zahl 
der Restgrundwehrdienstleistenden gering ist, wie 
können Sie sich dann erklären, daß eine Wehrbe-
hörde einen Schriftverkehr über vier Jahre führt, um 
jemanden noch für fünf Monate einzuberufen? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Dies hängt 
ganz sicher mit dem Grundsatz zusammen, daß sich, 
wenn in diesem Einzelfall zu große Nachgiebigkeit 
an den Tag gelegt wird, dort natürlich eine Soll-
durchbruchstelle bildet, um sich in bequemer Form 
vom Wehrdienst zu befreien. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, rechtferti-
gen es aber der Arbeitsaufwand und der sinnvolle 
Einsatz der bei der Behörde Beschäftigten, sich über 
Jahre hinweg mit solchen kleinen oder kurzfristigen 
Einberufungen zu befassen? 
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Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Es ist schwie-
rig, eine generelle Entscheidung auf eine offensicht-
lich spezielle Frage hin zu treffen. Wenn es dazu 
diente, grundlegende Fehlentwicklungen zu ver-
bauen, hielte ich selbst einen solchen Aufwand für 
durchaus tragbar. Wenn es aber nur aus Spaß am 
Streit geschieht, dann ist es natürlich anders zu be-
urteilen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, ich danke 
Ihnen für diese Brücke. Können Sie sich vorstellen, 
daß es dringende persönliche Gründe — etwa die 
Aufnahme eines zukunftssicheren Arbeitsplatzes — 
dafür gibt, vorzeitig aus dem BGS auszuscheiden? 
Stimmen Sie mir zu, daß bei angemessener Dienst-
zeit keine automatische Einberufung zur Bundes-
wehr erfolgen sollte? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Auch dies ist 
generell nicht so zu sehen. Ich würde Sie bitten, 
wenn Sie einen Einzelfall haben — auf einen solchen 
stützen Sie ja offensichtlich Ihre Fragen ab —, mir 
diesen mitzuteilen, damit man dem in den Einzel-
heiten nachgehen kann. 

Vizepräsident Stücklen: Letzte Zusatzfrage. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, das tue ich 
sehr gern. 

Ich möchte zur allgemeinen Beurteilung noch hin-
zufügen, daß der Vorteil in solchen Fällen doch mei-
stens bei der Behörde liegt, die keine Verpflich-
tungsprämie an jemanden zu zahlen braucht, der 
etwa einen oder zwei Monate vor Beendigung der 
Dienstzeit ausscheidet. 

Vizepräsident Stücklen: Das war die Frage schon? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Das war eine 
problematische Feststellung, weil natürlich zwei 
verschiedene Bundeseinheiten beteiligt sind: auf der 
einen Seite die Bundeswehr, auf der anderen Seite 
der Bundesgrenzschutz. Beide müssen mit ihren In-
teressen gesehen werden. 

Vizepräsident Stücklen: Die Fragen 15 und 16 des 
Herrn Abgeordneten Höpfinger sowie die Fragen 19 
und 20 des Herrn Abgeordneten Dr. Miltner werden 
auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe nunmehr die Frage 17 der Abgeordneten 
Frau Krone-Appuhn auf: 

Trifft es zu, daß grundwehrdienstpflichtige Ärzte in militärfach-
licher Verwendung als Sanitätsoffizier keine Möglichkeit haben, 
eine fachärztliche Ausbildung zu beginnen oder fortzusetzen, da 
die ärztliche Versorgung der Truppe sichergestellt werden muß, 
während approbierte Ärzte, die den Wehrdienst verweigerten, in 
deutschen Kliniken die fachärztliche Ausbildung beginnen oder 
fortsetzen können? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, der Bedarf der Bundeswehr an grundwehrdienst-
leistenden Sänitätsoffizieren liegt vordringlich im Be

-

reich des truppenärztlichen Dienstes. Deshalb kommt 
während der Dienstzeit bei der Bundeswehr in den 
meisten Fällen eine fachärztliche Ausbildung nicht 
in Betracht. An der Verwendung von grundwehr-
dienstleistenden Sanitätsoffizieren in einem Bundes-
wehrkrankenhaus, wo das möglich wäre, besteht 
grundsätzlich kein Bedarf. 

Approbierte Ärzte, die den Kriegsdienst verwei-
gert haben, können, soweit bei den Beschäftigungs-
stellen ein dahin gehender Bedarf vorhanden ist, wie 
die anderen Zivildienstleistenden auch entsprechend 
ihrer Ausbildung eingesetzt werden. 

Die Frage, ob und in welchem Umfang die Tätig-
keit im Zivildienst auf eine spätere fachärztliche 
Ausbildung angerechnet werden kann, richtet sich 
nach den jeweils geltenden Weiterbildungsordnun-
gen der Landesärztekammern. Diese werden mit Zu-
stimmung der Landesfachminister erlassen und ste-
hen somit außerhalb der Einflußnahme der Bundes-
regierung. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Frau Krone -Appuhn (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, befürchten Sie nicht, daß angesichts dieser Usan-
cen — daß wehrdienstpflichtige Ärzte, die den Wehr-
dienst nicht verweigern, keine fachärztliche Ausbil-
dung bekommen, während wehrdienstverweigernde 
Ärzte eine fachärztliche Ausbildung bekommen kön-
nen, z. B. in München — die an sich wehrwilligen 
wehrpflichtigen approbierten Ärzte dazu verleitet 
werden, künftig auch den Wehrdienst zu verwei-
gern? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, ich glaube, Ihre Zusatzfrage hängt mit Ihrer 
zweiten Frage zusammen. Vielleicht kann ich dar-
auf zunächst eine Antwort geben. Die Antwort wür-
de sich auch auf Ihre Zusatzfrage beziehen. 

Vizepräsident Stücklen: Die Fragestellerin ist ein-
verstanden. Dann rufe ich auch die Frage 18 der Ab-
geordneten Frau Krone-Appuhn auf: 

Hält die Bundesregierung gegebenenfalls diese unterschiedliche 
Behandlung von dienstleistenden und wehrdienstverweigernden 
approbierten Ärzten für gerecht, und was gedenkt die Bundes-
regierung im Falle der Verneinung zu tun, um eine Gleichbe-
handlung von wehrdienstleistenden und wehrdienstverweigern-
den Ärzten sicherzustellen? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Die unter-
schiedliche ärztliche Verwendung approbierter Ärzte 
während des Wehrdienstes bzw. des Zivildienstes 
ergibt sich aus den unterschiedlichen Einsatzmöglich-
keiten dieser Dienste. Die Bundeswehr deckt mit 
den grundwehrdienstleistenden Sanitätsoffizieren ei-
nen vorerst noch unabweisbaren Bedarf. Der Zivil-
dienst orientiert sich demgegenüber an den vorhan-
denen Zivildienstplätzen für kriegsdienstverweigern-
de approbierte Ärzte. Nach Auffassung der Bundes-
regierung stellt das keinen Verstoß gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz dar. 

Zur Frage, ob die Weiterbildungsordnungen eine 
Anrechnung des im Rahmen des Zivildienstes gelei-
steten ärztlichen Dienstes überhaupt zulassen, hat 
die Bundesregierung Erhebungen eingeleitet. Der 
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Parl. Staatssekretär Dr. von Bülow 
Sozialminister des Landes Schleswig-Holstein hat be-
reits mitgeteilt, daß eine Anrechnung nicht möglich 
ist. Über die weiteren Ergebnisse aus den anderen 
Ländern werde ich Sie unaufgefordert unterrichten. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 21 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Langner auf: 

Trifft es zu, daß beim Bundesverteidigungsministerwechsel 
von Schmidt auf Leber 130 000 DM für den Kauf von Bildern 
des neuen Bundesministers für die Amtsstuben aufgewandt wur-
den, und welchem Verwendungszweck werden diese jetzt zuge-
führt? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Gestatten Sie 
bitte, daß ich beide Fragen im Zusammenhang beant-
worte. 

Vizepräsident Stücklen: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. Dann rufe ich auch die Frage 22 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Langner auf: 

Besteht die Absicht, im Bereich von Bundesministerium und 
Bundeswehr nunmehr Apel-Bilder aufzuhängen, und wenn ja, 
welche Kosten entstehen hierdurch? 

Dr. von BülOw, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Langner, es ist nicht richtig, daß für den Ankauf von 
Bildern des Bundesministers a. D. Leber Kosten in 
Höhe von 130 000 DM entstanden sind. Die Bilder 
wurden vielmehr im eigenen Bereich im Kunst-
druckverfahren hergestellt. Die Kosten hierfür be-
trugen genau 2 254,86 DM. 

Für die Anfertigung von etwa 6 500 Bildern des 
Bundesministers Dr. Apel werden die Kosten vor-
aussichtlich 2 500. DM nicht übersteigen. Die Bilder 
werden im Bereich der Bundeswehr verteilt. Die be-
reits bei einem früheren Ministerwechsel beschaff-
ten Bilderrahmen werden natürlich weiter verwen-
det. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Langner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da 
Wechselrahmen in diesem Bereich eine besonders 
große Rolle spielen, darf ich fragen, ob die Anfer-
tigung der Bilder des seinerzeitigen Verteidigungs-
ministers Helmut Schmidt in der Tat rund 129 000 
DM gekostet haben? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Mit Rahmen! 

(Erneute Heiterkeit) 

Die Bilder haben, wenn ich mich richtig erinnere, 
damals etwa 80 000 DM gekostet. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Langner (CDU/CSU) : Sind die von Ihnen für 
die neuerliche Umtauschaktion jetzt genannten zirka 
2 500 DM die reinen Herstellungskosten, oder sind 
dabei schon Vorhaltekosten der hauseigenen Drucke-
rei, Kosten der Verteilung und des Umtausches mit

-

kalkuliert? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich nehme an, 
daß diese Angaben, die mir unterbreitet wurden, 
auf der kameralistischen Buchführung beruhen und 
damit den Gemeinkostenzuschlag nicht enthalten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Langner (CDU/CSU) : Warum sind überhaupt 
Konterfeis — Sie nannten eben die Zahl von 6 500 — 
eines Verteidigungsministers, der nach eigenen An-
gaben keine besondere persönliche Beziehung zum 
Militärischen hat, notwendig? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich möchte Sie darauf hinweisen, daß er dies b i s 

-

h e r gesagt hat. Diese Beziehungen ändern sich ja, 
wie Sie wissen, zur Zeit. 

(Heiterkeit) 

Herr Kollege, dies hängt einfach mit der grund-
gesetzlichen Konstruktion zusammen, daß dieser 
Minister in Friedenszeiten der oberste Befehlshaber 
der Streitkräfte der Bundesrepublik Deutschland ist. 
Von daher ergibt sich gerade bei dem starken 
Durchlauf auch an Wehrpflichtigen die sinnvolle 
Usance, die Bilder des Oberbefehlshabers aushän-
gen zu lassen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann man 
davon ausgehen, daß die Beschaffungsstelle Ihres 
Hauses in kluger Voraussicht, daß in der Demokra-
tie immer ein Wechsel der Regierungen erfolgt, nur 
Wechselrahmen angeschafft hat? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, 
jeder treusorgende Familienvater wird auch die 
Bilder seiner Kinder auf seinem Schreibtisch in der 
Regel in Wechselrahmen aufbewahren. So ist dies 
auch bei der Bundeswehr. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, Sie werden damit aber doch nicht 
sagen wollen, daß die Väter und Mütter und Kin-
der so gewechselt werden wie Minister? 

(Heiterkeit) 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Nein, die Kin-
der werden nicht gewechselt, aber ihr Aussehen 
verändert sich im Ablauf der Zeit. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Conradi. 

Conradi (SPD) : Herr Staatssekretär, hat das Bun-
desministerium der Verteidigung Vorsorge dafür 
getroffen, daß die Bilder von früheren Verteidi-
gungsministern aufbewahrt werden, so daß sie für 
den Fall, daß der Verteidigungsminister Bundeskanz- 
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ler wird, von anderen Behörden wieder verwendet 
werden können?  

(Heiterkeit) 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, 
daß ein solcher, an sich sehr sinnvoller Kreislauf die 
Ressortgrenzen noch nicht überschreitet. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Dieser Fall 
tritt auch nicht mehr ein!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Broll. 

Broil (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist sicher-
gestellt, daß der Rahmen für den neuen Minister 
nicht zu groß ist? 

(Heiterkeit) 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Wie Sie wis-
sen, ist bei der Bundeswehr alles normiert. Auch 
der Rahmen wird jeweils auf eine bestimmte Norm 
festgelegt. Diese Norm muß dann durch die jewei-
ligen Minister ausgefüllt werden. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Stücklen: Ich mache darauf aufmerk-
sam, daß weitere Wortmeldungen zu Zusatzfragen, 
die diesen Punkt betreffen, bei mir keine Aussicht 
haben, berücksichtigt zu werden. Herr Jaunich, Sie 
kommen aber selbstverständlich noch dran. 

Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Langner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
kann ich aus Ihrem Vergleich mit den Bildern her-
anwachsender Kinder entnehmen, daß Sie die Hoff-
nung haben, daß der Verteidigungsminister im Amt 
noch wachse? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Nein, das 
dürfen Sie nicht tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich gehe aber als Demokrat davon aus, daß es na-
türlich einen selbstverständlichen demokratischen 
Wechsel im Laufe der Jahre und der Legislatur-
perioden geben kann. Auch dafür sind Wechsel-
rahmen natürlich durchaus gut geeignet. 

Vizepräsident Stücklen: Eine letzte Zusatzfrage zu 
den Wechselrahmen. 

Jaunich (SPD) : Herr Präsident, meine Frage be-
zieht sich nicht auf die Wechselrahmen, sondern auf 
den Vorgang. Herr Staatssekretär, halten Sie es — 
auch im internationalen Vergleich — für einen un-
gewöhnlichen Vorgang, daß das Bildnis des Ober-
befehlshabers der Truppe in Amtsstuben ausgehängt 
wird? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Nein, ich halte 
das für einen normalen Vorgang. 

Vizepräsident Stücklen: Ich rufe die Frage 23 des 
Herrn Abgeordneten Conradi auf: 

Ist nach Ansicht der Bundesregierung zu erwarten, daß nach 
der Entlassung des Bundeswehrkochs Norbert Spröer in Zukunft 
das Küchenpersonal im öffentlichen Dienst des Bundes insgesamt 
auf seine Weltanschauung überprüft wird? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Sicherheitsüberprüfung wird für alle Angehöri-
gen der Bundeswehr — Soldaten, Beamte, Richter 
und Arbeitnehmer — und nicht nur für eine be-
stimmte Personengruppe in der Regel vor der Ein

-
stellung durchgeführt. 

Grundlage für die Sicherheitsüberprüfung sind die 
für alle Bundesbehörden verbindlichen „Sicherheits-
richtlinien", die die Bundesregierung im Jahre 1971 
beschlossen hat.  

Ziel der Sicherheitsüberprüfung in der Bundes-
wehr ist es, festzustellen, ob bei den zu überprüfen-
den Personen Sicherheitsrisiken gegeben sind, die 
der Verwendung in der Bundeswehr, der Ausübung 
einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit oder der 
Beschäftigung als Bundesweh r-Rahmenpersonal ent-
gegenstehen. Sicherheitsrisiken - auch politischer 
Art — können nur nach Lage des Einzelfalls beur-
teilt werden. 

Als politische Sicherheitsrisiken sind insbeson-
dere in Betracht zu ziehen eine jetzige oder frühere 
Mitgliedschaft oder Betätigung in Organisationen, 
die für verfassungswidrig erklärt oder verboten sind 
oder die mit ihren politischen Zielen in einem der-
artigen Gegensatz zur freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung oder ,den Bündnisverpflichtungen der 
Bundesrepublik stehen, daß ein überzeugter Anhän-
ger — je nach Art seines Tätigkeitsgebietes — in 
Versuchung geraten kann, seine Dienstpflichten zu 
verletzen. 

Im Falle des Küchenmeisters Norbert Spröer ist 
zur Zeit noch ein Arbeitsrechtsstreit vor dem Ar-
beitsgericht Braunschweig anhängig. Der Termin 
zur Fortsetzung der mündlichen Verhandlung wurde 
auf den 10. Mai 1978 festgesetzt. Sie werden Ver-
ständnis dafür haben, daß ich mich vor Abschluß 
des Arbeitsrechtsstreits in dieser Angelegenheit 
nicht äußern möchte, um nicht in ein schwebendes 
Verfahren einzugreifen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Conradi (SPD) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung bekannt, ob der Bundeswehrkoch Nor-
bert Spröer seine die Sicherheit der Bundeswehr ge-
fährdende Gesinnung dadurch ausgedrückt hat, daß 
er auffällig oft Rote Grütze, Rotkohl oder Rote Beete 
serviert hat? 

(Heiterkeit) 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, 
man kann auch mit einer anderen Gesinnung gute 
Rote Grütze kochen. Daran ist gar kein Zweifel. Nur 
darf in diesem Fall nicht übersehen werden, daß 
der Mann die Fragen nach Mitgliedschaft in kommu-
nistischen Vereinigungen wahrheitswidrig beant- 
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wortet hat. Dies wird auch in der Presse nicht be-
achtet. 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU] : Dies ist die 
Rote Grütze des Herrn Conradi!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Conradi (SPD) : Teilt die Bundesregierung die Auf-
fassung der Wehrbereichsverwaltung II in Hanno-
ver, daß für — ich zitiere — 

Personen, deren Gesinnung und ideologisches 
Bewußtsein erwiesenermaßen anders geartet 
ist, in der Bundeswehr kein Platz 

sei, und ist zu erwarten, daß für solche „anders ge-
artete" Personen in Zukunft der Begriff der Wehr-
unwürdigkeit wieder eingeführt wird? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Ich weiß nicht, 
ob ich mich so ausdrücken würde. Ich würde dieses 
Zitat gern im Zusammenhang lesen. Fest steht, daß 
dieser Koch Mitglied der SDAJ gewesen ist und dies 
bei seiner Einstellung verschwiegen hat. Aus diesem 
Grund ist das Arbeitsverhältnis gelöst worden, nicht 
weil er aus einer bestimmten geistigen Haltung 
heraus Rote Grütze gekocht hat. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, teilen Sie meine Auffassung, daß die Beschäf-
tigung von Verfassungsfeinden in einer Tätigkeit — 
und sei es auch die eines Kochs —, die ihnen jeder

-

zeitigen ungehinderten Zugang zu militärischem Ge-
lände und zu Kasernen eröffnet, schon deswegen 
einer strengen Prüfung zu unterziehen ist? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Dies ist der 
Hintergrund der Entscheidung der Bundesregierung, 
diese Richtlinien so herauszugeben. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Simpfendörfer. 

Simpfendörfer (SPD) : Herr Staatssekretär, wie be-
urteilen Sie in diesem Zusammenhang die Tatsache, 
daß der Betreffende seit 1971 zuerst Grundwehr-
dienst geleistet hat, anschließend Zeitsoldat war 
und den Rang eines Stabsunteroffiziers erreicht hat 
und erst danach bei der Bundeswehr als Koch wei-
terverwendet wurde? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Dies dürfte 
nicht völlig ausgeschlossen sein. Wenn entsprechen-
de Merkmale bei der Einberufung als Wehrdienst-
leistender nicht bekannt sind, wird es natürlich au-
tomatisch zur Ableistung des Wehrdienstes kom-
men. Er wird seine Mitgliedschaft vielleicht bei der 
Einberufung genauso verschwiegen haben wie spä-
ter bei seiner Einstellung. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit. Zur 
Beantwortung der Fragen steht uns der Parlamenta-
rische Staatssekretär Zander zur Verfügung. 

Die Fragen 24, 25, 27, 30 und 115 — diese heraus-
genommen aus dem Geschäftsbereich für Arbeit und 
Sozialordnung — werden auf Wunsch der Frage-
steller schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

(Fiebig [SPD] : Ich hätte aber meine Frage 
115 gern mündlich beantwortet! Das muß 

ein Mißverständnis sein!) 

— In Ordnung; Sie sind ja anwesend. 

Ich rufe zunächst die Frage 26 des Herrn Abge-
ordneten Dr. Becker (Frankfurt) auf. — Er ist nicht 
da; die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 28 des Herrn Abgeordneten 
Kuhlwein auf: 

Trifft es zu, daß die Mehrwertsteuer auf den Pflegesatz für 
Sozialhilfeempfänger in privaten Alten- und Pflegeheimen vom 
Sozialhilfeträger übernommen werden muß, und wenn nein, wird 
die Bundesregierung eine Initiative zur Änderung dieser Rechts-
lage ergreifen? 

Bitte schön! 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Abgeord-
neter Kuhlwein, Ihre Frage ist mit Ja zu beantwor-
ten. Die Mehrwertsteuer ist entsprechend ihrem 
Charakter als allgemeine Verbrauchsteuer vom 
Endverbraucher zu tragen. In den Fällen, in denen 
ein privates Alten- oder Pflegeheim Mehrwertsteuer 
zu entrichten hat, wird diese Steuerbelastung in 
aller Regel zu einer Erhöhung der Pflegesätze füh-
ren. Der Sozialhilfeträger hat im Einzelfall auch den 
erhöhten Pflegesatz zu übernehmen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Kuhlwein (SPD) : Ist der Bundesregierung bekannt, 
daß in dieser Frage bisher nur im Bundesland 
Hamburg eine einheitliche Regelung getroffen wor-
den ist und daß beispielsweise in Schleswig-Hol-
stein von den Sozialämtern in Bescheiden an die 
privaten Altenheime darauf verwiesen wird, daß 
den Anträgen auf Pflegesatzerhöhung erst dann ent-
sprochen werden könne, wenn endgültig feststehe, 
daß durch die Einbeziehung der Leistungen der So-
zialhilfe als Bezüge des jeweiligen Hilfeempfängers 
die bisherige Steuerfreiheit ende? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Nein. Einzelheiten 
über unterschiedliche Handhabung durch die So-
zialämter sind mir nicht bekannt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Kuhlwein (SPD) : Das wäre praktisch schon die 
nächste Frage. Vielleicht könnte der Herr Staats-
sekretär die Frage 29 mitbeantworten, bevor ich 
zu weiteren Zusatzfragen komme. 
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Vizepräsident Stücklen: Bitte schön:  
Ist der Bundesregierung bekannt, daß Sozialämter Mehrwert-

steuerzuschläge zu den Pflegesätzen für Sozialhilfeempfänger 
in privaten Altenheimen verweigern, die seit dem 1. Januar 
1978 auf Grund der Abgabenordnung 1977 mehrwertsteuerpflich-
tig geworden sind, und was wird sie gegebenenfalls dagegen 
unternehmen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kuhl-
wein, die Antwort auf die Frage 29 lautet wie folgt: 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Sozial-
ämter Mehrwertsteuerzuschläge zu den Pflegesätzen 
für Sozialhilfeempfänger in privaten Altenheimen 
verweigern. Ich darf Sie jedoch davon unterrichten, 
daß die Bundesregierung im Entwurf eines neuen 
Umsatzsteuergesetzes eine Neufassung der hier in 
Betracht kommenden Bestimmung des Umsatzsteuer-
gesetzes vorschlagen wird. Hiernach sollen zusätz-
lich zu den wirtschaftlich hilfsbedürftigen auch die 
pflegebedürftigen alten Menschen in die Zweidrit-
telgrenze des § 4 Nr. 16 Buchstabe c des Umsatz-
steuergesetzes einbezogen werden. Pflegebedürftig 
sind nach § 68 Abs. 1 des Bundessozialhilfegesetzes 
Personen, die infolge Krankheit oder Behinderung 
so hilflos sind, daß sie nicht ohne Wartung und 
Pflege bleiben können. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß mit 
einer solchen Regelung die steuerlichen Probleme 
der privaten Altenheime gelöst sein werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Kuhlwein (SPD) : Herr Staatssekretär, bis wann ist 
mit der Einbringung im Bundestag und mit der Ver-
abschiedung dieses Gesetzes zu rechnen? Wann 
könnte es in Kraft treten? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich will nicht dar-
über spekulieren, wann es in Kraft treten kann. Das 
hängt von der Verabschiedung im Parlament ab. Der 
Entwurf dazu ist jetzt in der ersten Phase der Res-
sortabstimmung. Ich kann Ihnen nicht sagen, weil 
ein anderes Ressort federführend ist, nämlich der 
Finanzminister, wann die entsprechenden Termine 
— Kabinett und dann Zuleitung zu den gesetzgeben-
den Körperschaften — sein werden. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Kuhlwein (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung, da 1978 noch das alte Umsatzsteuer-
recht gelten würde, bereit, gegenüber den Sozial-
ministern der Länder eindeutig klarzumachen, daß 
die Mehrwertsteuer als Bestandteil der Sozialhilfe 
beim Pflegesatz zu übernehmen ist? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat bereits gegenüber den Arbeits- und Sozial-
ministern, zuletzt in der vergangenen Woche bei 
ihrer Zusammenkunft in Bremen, auf dieses Problem 
hingewiesen und auch angekündigt, daß eine ent-
sprechende Regelung beabsichtigt ist. Ich stimme 
Ihnen zu, daß es aus den Gründen, die Sie auch in 
Ihrer Frage angedeutet haben, wünschenswert wäre, 
wenn die Regelung bald zustande käme. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie mir Auskunft darüber geben, welchen 
Betrag zur Zeit nach den Erkenntnissen der Bundes-
regierung dieser Teil des Verschiebebahnhofs im 
kommunalen Finanzausgleich über die Umsatzsteuer 
zwischen dem Bund und den Gemeinden, die diese 
Umsatzsteuer über die Sozialhilfe praktisch wieder 
entrichten müssen, derzeit ausmacht? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Das kann ich Ihnen 
nicht sagen aus den Gründen, die ich eben nannte, 
weil der Finanzminister natürlich auch für solche 
Fragen des Finanzausgleichs und der Finanzvertei-
lung zuständig ist. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Ich rufe Frage 115 des Herrn Abgeordneten Fie-
big auf: 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung für die 
Kosteneindämmung auf dem Arzneimittelsektor der gesetzlichen 
Krankenkassen aus den Ergebnissen der zumindest indirekt auch 
mit Mitteln der Bundesrepublik Deutschland finanzierten, vor 
acht Jahren begonnenen und für fünf Jahre angesetzten, in fünf 
Ländern durchgeführten Lipidsenker-Studie der Weltgesundheits-
organisation zu ziehen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Fiebig, 
die Ergebnisse der von Ihnen zitierten Studie lie-
gen der Bundesregierung noch nicht vor. Die Welt-
gesundheitsorganisation hat auf Anfrage mitgeteilt, 
daß die Studie noch nicht abgeschlossen sei. Ergeb-
nisse sollen voraussichtlich im Juli 1978 vorliegen 
und dann veröffentlicht werden. Sobald der Bun-
desregierung die Ergebnisse zugänglich sind, wird 
sie diese auch hinsichtlich notwendiger Kompeten-
zen auf dem Arzneimittelsektor überprüfen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine Zusatzfragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Verkehr und für das Post- und Fernmelde-
wesen auf, und zwar die Frage 31 des Abgeordne-
ten Kiechle: 

Welche Maßnahmen oder Verhandlungen hat die Bundesre-
gierung bisher zu dem Zweck eingeleitet, die von der Repu-
blik Österreich geplante Straßenbenutzungsgebühr zu verhin-
dern bzw. zu kompensieren? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Schon vor zwei Jahren hat die Bundesregierung in 
Brüssel darauf aufmerksam gemacht, daß die Tran-
sitländer auf die Dauer die Belastung ihrer Ver-
kehrsinfrastruktur nicht hinnehmen werden. Der 
Bundesminister für Verkehr hat unmittelbar nach 
Bekanntwerden des österreichischen Gesetzentwurfs 
dem Präsidenten des Rates der Europäischen Ge-
meinschaft vorgeschlagen, die Kommission durch 
den Ministerrat zu beauftragen, für die Gemein-
schaft Verhandlungen mit der österreichischen Re-
gierung aufzunehmen. Ziel dieser Verhandlungen 
soll es sein, die österreichische Seite zu überzeu-
gen, daß ein isoliertes einzelstaatliches Vorgehen 
nicht zu einer befriedigenden Lösung des Problems 
in Europa beiträgt. Abdruck dieses Schreibens hat 
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der Bundesminister für Verkehr auch den Verkehrs-
ministern der Mitgliedstaaten sowie Österreichs 
und der Schweiz zugeleitet. 

Der österreichische Verkehrsminister ist außer-
dem mit Schreiben des Bundesministers für Verkehr 
vom 15. Februar dieses Jahres darauf hingewiesen 
worden, daß die deutsche Seite rechtliche Wider-
sprüche zwischen dem österreichischen Gesetzes-
vorhaben und bestimmten bilateralen deutsch-öster-
reichischen Lkw-Steuerabkommen sieht. Wir haben 
darüber, Herr Kollege, auch in einer der letzten 
Sitzungen des Verkehrsausschusses eingehend be-
richtet. Auch der Bundesminister der Finanzen und 
der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten haben in Schreiben an ihre öster-
reichischen Kollegen Bedenken gegen den öster-
reichischen Plan — insbesondere wegen der beab-
sichtigten Höhe der Abgabe und der Gefahr einer 
Diskriminierung deutscher Verkehrs- und Wirt-
schaftsunternehmen — geäußert. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
hoch wäre in etwa — in D-Mark ausgedrückt — die 
Frachtbelastung, die hier zusätzlich für die betrof-
fene deutsche Wirtschaft entstünde? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Da in der Zwischenzeit 
schon Verhandlungen stattgefunden haben, aus de-
nen erkennbar war, daß sich die zu erwartende Be-
lastung wesentlich verringern wird, läßt sich das im 
Augenblick noch nicht genau quantifizieren, Herr 
Kollege. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, treffen 
Informationen zu, wonach die österreichische Regie-
rung schon geraume Zeit vor Bekanntwerden ihrer 
jetzigen Absicht Kontakte mit der Bundesregierung 
wegen der möglichen Reaktionen der deutschen 
Bundesregierung aufgenommen haben soll, und 
trifft es zu, daß die Bundesregierung damals zu er-
kennen gegeben hat, sie plane eine wohlwollende 
Behandlung dieser Absicht? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das ist 
der Bundesregierung nicht bekannt. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Es trifft also nicht zu?) 

— Nein! 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nach-
dem der österreichische Außenminister vor einigen 
Tagen in München bekräftigt hat, daß sein Land 
diese Straßenbenutzungsgebühr schon zum 1. Juli 
dieses Jahres einführen werde, frage ich Sie, welche 
konkreten Maßnahmen die Bundesregierung gegen 
eine solche Gebühr ergreifen wird, da hierdurch  

nicht nur die  deutsche Verkehrswirtschaft, sondern 
die deutsche Wirtschaft insgesamt erheblich betrof-
fen wird. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Es ist Ihnen sicher 
nicht unbekannt, Herr Kollege Dr. Jobst, daß die 
österreichische Bundesregierung auf Grund der bis-
her entwickelten Aktivitäten, die auch durch die 
Europäische Gemeinschaft unterstützt werden, zu 
einer Verringerung der vorgesehenen Belastung be-
reit ist. Wir werden diese Gespräche weiter führen. 
Ich bin davon überzeugt, daß es Regelungen geben 
wird, die auch von der Europäischen Gemeinschaft 
'unterstützt werden, obwohl wir eine Verhinderung 
der Vorhaben der österreichischen Bundesregierung 
nicht erwarten dürfen.  

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra

-

gen.  

Ich rufe die Frage 32 auf: 
Ist der Bundesregierung bekannt, daß die von Osterreich ge-

plante Straßenbenutzungsgebühr allein für die bayerische Milch-
wirtschaft eine Mehrbelastung von ca. 20 Millionen DM bedeu-
ten würde und daß in diesem Fall für den betroffenen Erzeuger-
bereich eine Erlösminderung von 2,7 Pf. pro kg Milch befürch-
tet werden muß, und wenn ja, welche Folgerungen wird die 
Bundesregierung daraus ziehen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Der Bundesregierung 
ist bekannt, daß der Straßenverkehrsbeitrag beson

-

ders stark die Exportgüter der bayerischen Milch

-

wirtschaft trifft und z. B. bei der Ausfuhr von fri

-

scher Milch nach Italien zu einer Verteuerung von 
etwa 5 % des Warenwertes führen würde. Die Bun

-

desregierung ist deswegen bemüht, unter Einschal

-

tung des österreichischen Landwirtschaftsministe

-

riums die Beförderung von Agrarprodukten mög

-

lichst weitgehend von der in Aussicht genommenen 
Belastung durch den Straßenverkehrsbeitrag aus

-

zunehmen. Die Bundesregierung wird hierbei durch 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
unterstützt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang auch 
darauf hinweisen — und auf eine Verhinderung 
hinwirken —, daß durch die jetzt geplante Steuer-
maßnahme der österreichischen Regierung — in 
welcher Höhe auch immer sie erfolgen wird — bei 
den Agrarmarktordnungsgütern und deren freien 
Austausch eine erneute Wettbewerbsverzerrung 
entstünde? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Das ist bereits ausführ-
lich und schriftlich zwischen den Ressorts erfolgt, 
Herr Kollege. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, erwägt 
die Bundesregierung bei ihren Verhandlungen in 
Osterreich auch darauf hinzuweisen, daß es lang-
fristig oder mittelfristig möglich sein könnte, daß 
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Kiechle 
auch österreichische Lastzüge, die unser Land durch-
queren, ähnliche Abgaben zahlen müssen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich finde, daß wir zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt uns darum bemühen soll-
ten, in gutem nachbarlichen Einvernehmen zu Lö-
sungen zu kommen, die auch auf ,die bisherigen ver-
traglichen Bindungen in diesem Bereich bezogen 
sind, und das ist ja ohnehin nicht umstritten. Ich 
glaube, der Wink mit Gegenmaßnahmen würde in 
dieser Situation im Augenblick nicht weiterhelfen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Simpfendörfer. 

Simpfendörfer (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bzw. die Deutsche Bundesbahn 
darauf vorbereitet, gegebenenfalls, wenn  der  Stra-
ßengüterverkehr durch Österreich auf diese Weise 
verteuert würde, mit entsprechenden Tarifangeboten 
so zu reagieren, daß die Bundesbahn möglicherweise 
einen Teil des in Frage stehenden Transportaufkom-
mens übernehmen könnte? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Das gehört schon zur 
Gesamtproblematik der internationalen Erörterun-
gen in bezug auf eine Verbesserung des Angebots 
im Eisenbahnverkehr. Ich mache allerdings darauf 
aufmerksam, daß die Situation im Durchgangsver-
kehr nach Italien natürlich auch von den Möglich-
keiten der Verbesserung der Anlagen auch unserer 
Nachbarstaaten im Eisenbahnbereich abhängt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, erwägt 
die Bundesregierung bei ihren Maßnahmen auch 
die Kündigung des Doppelbesteuerungsabkommens 
über den Straßenverkehr mit Österreich? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich habe bereits darauf 
hingewiesen, daß die vertraglichen Vereinbarungen 
bei den Verhandlungen mit zur Diskussion stehen. 
Ich bitte um Verständnis dafür, daß ich mit meiner 
Antwort heute nicht darüber hinausgehen möchte. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Funcke. 

Frau Funcke (FDP) : Herr Staatssekretär, können 
Sie sich vorstellen, daß die Tatsache, daß der Frei-
staat Bayern kürzlich eine Straßenbenutzungsgebühr 
für Schwertransporte eingeführt hat, die Österrei-
cher geradezu ermutigt, einen solchen Schritt zu un-
ternehmen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, hier rich-
ten sich die Art der Belastung, die Höhe und die 
Eingrenzung nach den bestehenden Möglichkeiten, 
die die Länder haben. Darauf werde ich nachher in 
einem anderen Zusammenhang noch zurückkommen, 
Frau Kollegin. Ich glaube nicht, daß das in einem 
Zusammenhang zu sehen ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ausweich-
möglichkeit, auf die der Kollege Simpfendörfer in 
seiner Zusatzfrage hingewiesen hat, deswegen sehr 
eingeschränkt ist, weil eine Beförderung von Milch 
mit der Bundesbahn, wenn überhaupt, nur in ganz 
beschränktem Umfang möglich ist? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, ich 
habe die Frage des Kollegen Simpfendörfer nicht al-
lein unter dem Gesichtspunkt von Agrarprodukten 
gesehen und beantwortet. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 33 des Herrn Abgeordneten 
Pensky auf: 

Treffen Mitteilungen eines in Bonn erschienenen Informations-
dienstes zu, wonach Polizeifahnder, welche in Reisezügen der 
Deutschen Bundesbahn Schwerverbrecher zu beschatten hatten, 
von den Zugführern „festgenommen" worden sind, wenn diese 
nicht mehr dazu gekommen waren, sich Fahrkarten zu beschaf-
fen, und wie beurteilt die Bundesregierung gegebenenfalls eine 
solche Verfahrensweise? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Vorfälle dieser Art sind 
der Deutschen Bundesbahn nicht bekannt; sie kann 
sich auch keine Übergriffe ihres Zugbegleitpersonals 
gegenüber Polizeifahndern vorstellen. Auf Grund 
der Veröffentlichung in der offensichtlich von Ihnen 
gemeinten Zeitschrift „Sicherheitsberater" Nr. 4 die-
ses Jahres ist der Herausgeber um Mitteilung von 
Einzelheiten gebeten worden. Das Ergebnis steht 
noch aus. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Pensky (SPD) : Herr Staatssekretär, haben Sie 
hierbei nur die Ihrem Ministerium nachgeordneten 
Behörden oder haben Sie hierzu auch Dienststellen 
der Polizei des Bundes und der Länder befragt? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Das müßte ich zunächst 
an Hand meiner Unterlagen überprüfen; ich will 
Ihnen das gern mitteilen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Pensky (SPD) : Herr Staatssekretär, liegen Erkennt-
nisse darüber vor — was ebenfalls kolportiert 
wird —, daß von Landesbehörden Fahnundungser-
suchen im fahrenden Zuge nur wegen der dadurch 
entstehenden Kosten unterblieben sind? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Das kann ich mir im 
Grunde nicht vorstellen. Vielleicht darf ich dazu 
gleich Ihre zweite Frage beantworten, wodurch deut-
lich wird, um welche Situation es sich hier handelt, 
Herr Kollege. 
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Vizepräsident Stücklen: Dann rufe ich auch die 
Frage 34 des Herrn Abgeordneten Pensky auf: 

Erwägt die Bundesregierung Maßnahmen, den Polizeibeam-
ten bei Fahndungsmaßnahmen in Reisezügen der Deutschen Bun-
desbahn eine kostenfreie Fahrt zu ermöglichen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Die Benutzung der 
Deutschen Bundesbahn durch Polizeibeamte im Zu-
sammenhang mit Fahndungsmaßnahmen ist in den 
Personenabfertigungsvorschriften der Deutschen 
Bundesbahn geregelt. Die Deutsche Bundesbahn 
stellt den Polizeibehörden Blankofahrkarten zur Ver-
fügung, die der Polizeibeamte selbst ausfertigen 
kann. Er ist somit völlig unabhängig. Eine Änderung 
des bisherigen Verfahrens wird deshalb auch nicht 
für erforderlich gehalten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Pensky. 

Pensky (SPD) : Herr Staatssekretär, gehe ich recht 
in der Annahme, daß alle Polizeibehörden des Bun-
des und der Länder über die von Ihnen benannten 
Blankofahrkarten verfügen, und welche Kosten müs-
sen die Behörden in solchen Fällen gegebenenfalls 
für diesen Streckenabschnitt aufbringen, in dem 
eine Fahndung betrieben wird? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich kann die Größen-
ordnung der entstehenden Belastungen für die Bun- 
desbahn im Augenblick nicht quantifizieren. Aber 
ich darf vielleicht grundsätzlich folgendes dazu sa-
gen. 

Für Polizeibeamte sind solche Blankofahrkarten 
aufgelegt; sie können sie sich auch selbst ausferti-
gen. Dadurch sind die Beamten unabhängig und 
brauchen vor einem Einsatz keine Fahrkarte bei der 
Fahrkartenausgabe zu kaufen. Die Ausgabe, das 
Ausfertigen und das Abrechnen dieser Fahrkarte ist 
in den Bestimmungen über Blankokarten für Polizei- 
und Zollfahndungsbeamte — Abschnitt III zur Per-
sonenabfertigungsvorschrift — geregelt. Dieses Poli-
zeifahrkartenverfahren ist den besonderen Einsatz-
aufgaben der Polizeibeamten angepaßt und hat sich 
bislang bewährt. 

Zur kostenfreien Fahrt von Polizeibeamten in 
Personenzügen der Bundesbahn bei Erfüllung poli-
zeilicher Aufgaben ist noch festzuhalten, daß nach 
den Vorschriften über die Abgeltung von Leistun-
gen der Bundesbahn für andere Verwaltungen Lei-
stungen der Bahn für den Bund und seine Unterneh-
men, für die Länder, für die Gemeinden und für die 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts angemessen abgegolten werden. Für Zwecke 
der öffentlichen Verwaltung, für Wohlfahrtszwecke 
und für den Eisenbahndienst sind Preisermäßigun-
gen und sonstige Vergünstigungen durch Genehmi-
gung des Bundesministers für Verkehr zulässig. 

Ich biete Ihnen an, Ihnen diese Verwaltungsvor-
schrift zukommen zu lassen, damit Sie im einzelnen 
prüfen können, wo sich hier noch Möglichkeiten 
der Überprüfung ergeben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Pensky. 

Pensky (SPD) : Herr Staatssekretär, ich bedanke 
mich für das Angebot und  nehme es aus anderen 
Gründen gern an. 

Ich muß aber hierbei weiterhin auf die Beant-
wortung meiner Frage Wert legen, die Sie mögli-
cherweise nicht beantworten können. Ich habe ge-
fragt, ob nach der bisherigen Praxis Fahndungser-
suchen von Behörden des Bundes oder anderer Län-
der nur deshalb unterblieben sind, weil hierfür dann 
das jeweilige Land  die  Kosten zu tragen hat. Herr 
Staatssekretär, wenn Sie mir diese Frage nicht be-
antworten können, wären Sie dann bereit, mir Ihre 
schriftliche Antwort nachzureichen, nachdem Sie 
entsprechende Erhebungen angestellt haben? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Wir werden diese Fra-
ge gern noch einmal überprüfen. Ich kann Ihnen im 
Augenblick nach den mir vorliegenden Unterlagen 
noch folgendes mitteilen. 

Lediglich in einem akuten Fahndungsfall im letz-
ten Jahr wurden von der Deutschen Bundesbahn 100 
unpersönliche Gebietszeitkarten für das Bundesmini-
sterium des Innern bereitgehalten, das die Fahrkar-
ten im Bedarfsfall abgegolten hätte. Es wurde aber 
keine Fahrkarte abgerufen. 

Das heißt, daß die Möglichkeiten zur Ausgabe 
nach wie vor auch in Zusammenarbeit mit den Län-
dern bestehen. Ich will aber gerne überprüfen lassen, 
wo es zu einer derartigen Schwierigkeit auf Länder-
ebene gekommen sein könnte. 

Vizepräsident Stücklen: Ich glaube, wenn der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär diese Frage noch 
einmal nachliest, werden Sie in Ergänzung zu Ihrer 
Frage die konkrete schriftliche Antwort bekommen. 

(Pensky [SPD] : Schönen Dank!) 

Ich rufe Frage 35 des Abgeordneten Josten auf: 

In welcher Weise wird die Bundesregierung die neuen Pläne 
zum Ausbau des Nürburgrings unterstützen, nachdem sich Ver-
treter aller demokratischen Parteien für den Erhalt und Aus-
bau der Rennstrecke im Sinne des internationalen Rennsports 
ausgesprochen haben? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
sowie der Mitgesellschafter Rheinland-Pfalz legen 
besonderen Wert darauf, daß ihren Entscheidungen 
über den Bau einer neuen Kurzstrecke auf dem 
Nürburgring Planungen zugrunde gelegt werden, die 
mit den maßgeblichen nationalen und internationa-
len Motorsportverbänden und Motorsportorganisa-
tionen abgestimmt sind. Nur so kann die größtmög-
liche Sicherheit erreicht werden, daß in Zukunft ein 
neuer Ring angenommen wird und sich Vorgänge 
wie in den letzten Jahren nicht wiederholen. 

Die Erörterung der Pläne auf internationaler 
Ebene am 6. Januar in Frankfurt am Main hat er-
geben, daß noch einzelne Details hinsichtlich der 
Trassenführung und dem sogenannten Start-Ziel-
Bereich abgeändert werden sollten. Über die von 
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Parl. Staatssekretär Haar 
einer Sachverständigenkommission überarbeiteten 
Pläne wird auf einer Tagung der CSI voraussicht-
lich bis zum 15. März dieses Jahres abgestimmt und 
dadurch auch entschieden. 

Übrigens schon in den nächsten Tagen wird sich 
der Aufsichtsrat der Nürburgring AG ebenfalls mit 
den geänderten Plänen befassen. Im Haushalt 1978 
ist eine Verpflichtungsermächtigung mit qualifizier-
tem Sperrvermerk über 5 Millionen DM ausgebracht. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann ich 
auf Grund Ihrer Äußerungen davon ausgehen, daß 
die Bundesregierung angesichts der Bedeutung des 
Nürburgrings in jedem Fall den Bau einer kürzeren 
Rennstrecke im Bereich des Nürburgrings finanziell 
über die von Ihnen genannten 5 Millionen DM hin-
aus unterstützen wird? Denn damit allein kann das 
Vorhaben ja nicht realisiert werden. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich gehe davon aus, 
daß mit der Annahme der Planungen auf internatio

-

naler Ebene eine solche Unterstützung aller Betei-
ligten möglich sein wird. 

Josten (CDU/ CDU) : Herr Staatssekretär, wären 
Sie bereit, mir, dem zuständigen Abgeordneten des 
Wahlkreises Ahrweiler, die Entscheidung über den 
finanziellen Beitrag, welchen die Bundesregierung 
für den Bau der neuen Rennstrecke einplanen wird, 
auf Grund der Pläne, die Sie nun erwarten, so bald 
wie möglich mitzuteilen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Wenn die Entscheidun-
gen gefallen sind, bin ich gerne bereit, Ihnen kon-
kret eine Information zukommen zu lassen. 

(Josten [CDU/CSU] : Danke sehr!) 

Vizepräsident Stücklen: Wir sind am Ende der 
Fragestunde angelangt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Donnerstag, den 9. März, vormittags 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.31 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Höpfinger 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1573 Fragen A 15 und 16): 

Können Wehrpflichtige, die von den Möglichkeiten der Wehr-
dienstnovelle Gebrauch gemacht und sich vom Wehrdienst ab-
gemeldet und zum Ersatzdienst angemeldet haben, jetzt ihr Stu-
dium oder ihre Berufsausbildung beginnen, ohne während der 
Ausbildungs- bzw. Studienzeit zur Bundeswehr oder zum Ersatz-
dienst einberufen zu werden? 

Was will die Bundesregierung tun, um diesen zahlenmäßig 
sehr großen Personenkreis nicht unnötig in Ungewißheit warten 
zu lassen, wodurch wertvolle Zeit des Studiums und der Be-
rufsausbildung verlorengeht? 

Zu Frage A 15: 

Auch Wehrpflichtige, die von den Möglichkei-
ten der Wehrpflichtnovelle Gebrauch gemacht ha-
ben, unterliegen den allgemeinen Regelungen der 
Einberufung bzw. der Zurückstellung. Danach er-
folgt die Einberufung entsprechend dem jeweiligen 
Bedarf der Bundeswehr bzw. des Zivildienstes in 
der Regel im Jahr der Musterung oder im darauf 
folgenden Jahr. Die erste Berufsausbildung wird je-
doch auf Antrag durch Zurückstellung geschützt. 
Anderes gilt für jene jungen Männer, die bereits die 
Hochschul- oder die Fachhochschulreife erlangt ha-
ben. Diese können bis zur weitergehenden Förde-
rung ihrer Ausbildung einberufen werden, es sei 
denn, sie erleiden durch die wehr- oder zivildienst-
bedingte Unterbrechung einen über diesen Dienst 
hinausgehenden Zeitverlust von mehr als sechs Mo-
naten bei ihrer Ausbildung. In diesem Fall werden 
sie bis zum Abschluß der Ausbildung zurückgestellt. 

Zu Frage A 16: 

Sollten Sie die Ungewißheit darin sehen, daß der 
hier angesprochene Personenkreis keine völlige Ge-
wißheit über den Zeitpunkt der Einberufung hat, so 
bestehen keine Unterschiede zu anderen Wehr-
pflichtigen. Da die Heranziehung zur Bundeswehr 
vom jeweiligen Bedarf und zum Zivildienst . vom 
jeweiligen Angebot an Zivildienstplätzen abhängt, 
kann kein Wehrpflichtiger mit einem bestimmten 
Einberufungstermin rechnen. In jedem Fall sind 
Bundeswehr und Zivildienst jedoch bemüht, die 
jungen Männer so heranzuziehen, daß nach Mög-
lichkeit kein Zeitverlust in der Ausbildung entsteht, 
der über die Dienstzeit hinausgeht. Abiturienten 
und Fachoberschulabsolventen, die ein Studium be-
absichtigen, werden daher meist sofort nach Schul-
abschluß zum 1. Juli des Jahres einberufen. 

Die Ungewißheit über den Zeitpunkt aber, zu 
dem feststeht, welcher Dienst geleistet werden muß, 
behindert das Studium oder die sonstige Berufs-
ausbildung zeitlich in keiner Weise. Vor einer Ein-
berufung kann es zu Zeitverlusten in der Ausbil-
dung aus Anlaß der Erfüllung der Wehrpflicht nicht 
kommen. 

Soweit der Wehrpflichtige im übrigen ein Inter-
esse daran hat, daß über seine Berechtigung zur 
Kriegsdienstverweigerung alsbald entschieden wird, 
wird dem im Rahmen des Möglichen auf Antrag 
entsprochen.  

Anlagen zum Stenographischen Bericht 
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Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Miltner 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1573 Fragen A 19 und 20): 

Welche Maßnahmen werden ergriffen, um Auftreten von An-
gehörigen des KBW und Verteilen von Propagandamaterial in 
bundeswehreigenen Anlagen und Einrichtungen und Auftreten 
von Angehörigen des KBW und Verteilen von Propagandama-
terial unmittelbar außerhalb solcher Anlagen und Einrichtun-
gen zu unterbinden? 

Werden Personenfeststellungen veranlaßt, wenn vor den Ka-
sernentoren, also außerhalb militärischer Anlagen und Ein-
richtungen, Propagandamaterial durch KBW-Angehörige verteilt 
wird? 

In Anlagen und Einrichtungen der Bundeswehr 
ist die Verteilung von Flugblättern, Presseerzeug-
nisse und ähnlichen Druckschriften, die ihrem Inhalt 
nach gegen Strafvorschriften verstoßen oder mit 
dem Auftrag der Bundeswehr unvereinbar sind, un-
zulässig. 

Zuwiderhandlungen werden disziplinar- oder ar-
beitsrechtlich ggf. aber auch strafrechtlich ver-
folgt. 

Außerhalb von Bundeswehranlagen, z. B. unmit-
telbar vor der Wache einer Kaserne, werden Vertei-
ler derartiger Druckerzeugnisse aufgefordert, sich 
zu entfernen oder mit Hilfe der Polizei entfernt. 
Voraussetzung hierfür ist jedoch, daß sie sich noch 
auf bundeswehreigenem Gelände befinden. Ist das 
nicht der Fall, wird allein die Polizei benachrichtigt. 

Personenfeststellungen außerhalb militärischer 
Anlagen und Einrichtungen der Bundeswehr durch 
Soldaten sind nicht zulässig und finden nicht statt. 

Die Feststellungen der Personalien von Verteilern 
von Flugblättern erfolgt hier, soweit erforderlich, 
durch die Polizei. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Heyenn (SPD) (Druck-
sache 8/1573 Fragen A 24 und 25) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß entgegen der Annah-
men aus dem Oktober 1977 DDT-Rückstände in importierten 
Weintrauben nicht nur neunfach überhöht aufgetreten sind, son-
dern bis zu 159mal mehr Gift als erlaubt enthielten, und wel-
che Konsequenzen wird sie gegebenenfalls daraus ziehen? 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, welche ge-
sundheitlichen Schäden kurz- und langfristig infolge des Genus-
ses von Lebensmitteln mit einem derartig hohen DDT-Gehalt 
eintreten können? 

Zu Frage A 24: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß im Januar 
1978 in einer Pressemitteilung auf eine Rückstands-
menge von 1,59 mg DDT auf importierten Wein-
trauben aufmerksam gemacht worden ist, wobei 
fälschlicherweise behauptet wurde, diese Menge 
sei das 159fache (statt „das 15,9fache") der zulässi-
gen Höchstmenge von 0,1 mg pro kg Trauben. 

Bei diesem Wert von 1,59 mg pro kg Weintrauben 
handelt es sich um den maximalen Einzelwert von 
80 Weintraubenproben des Chemischen und Lebens-
mitteluntersuchungsamtes der Stadt Bonn, von de-
nen 50 Proben ohne DDT oder unterhalb der zulässi-
gen Höchstmenge gefunden wurden, während je 
eine Probe 1,0 bzw. 0,4 mg/kg und die übrigen bei 
0,1 mg DDT pro kg lagen. 

Die Bundesländer, die für die Lebensmittelkon-
trolle zuständig sind, unternehmen in Beanstan-
dungsfällen entsprechende Maßnahmen, unter ande-
rem informieren sie das Bundesministerium für Ju-
gend, Familie und Gesundheit von Überschreitungen 
der zulässigen Höchstmengen bei importierten 
Weintrauben. Das Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit teilt die ihm bekannt ge-
wordenen Fälle, insbesondere sofern das Produk-
tionsgebiet oder der Lieferant bekannt sind, dem be-
treffenden Exportland mit der Bitte mit, dafür Sor-
ge zu tragen, daß Maßnahmen gegen die unzulässige 
Behandlung der Weintrauben ergriffen werden. 

Zu Frage A 25: 

Die zulässigen Höchstmengen für Pflanzenschutz-
mittelrückstände basieren auf den ADI-Werten der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO). Die von der 
WHO empfohlenen ADI-Werte (d. h. die für den 
Menschen täglich akzeptablen Mengen eines Stof-
fes) werden aus Tierversuchen mit einem Sicher-
heitsfaktor von mindestens 100 errechnet. Diese 
ADI-Werte sollen für den lebenslangen Verzehr des 
betreffenden Stoffes gelten. Durch eine einmalige 
oder auch kurzfristige Aufnahme einer etwa 10- bis 
20fach höheren Menge an DDT sind keine akuten 
Schädigungen zu befürchten, erst eine langanhal-
tende Aufnahme überhöhter Mengen könnte unter 
Umständen zu Schädigungen führen. 

Erst bei einer Menge von 600 mg DDT, also bei 
einer 6 000fach höheren Menge als der für ein Kilo-
gramm Trauben zulässigen Höchstmenge, treten 
(berechnet für einen 60 kg schweren Menschen) all-
gemeine Vergiftungserscheinungen auf. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Becker (Frankfurt) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1573 Frage A 26) : 

Bestehen gesetzliche Regelungen der Gesundheitssicherstellung 
für den Katastrophen- oder Verteidigungsfall als Rahmenge-
setz, und wenn nein, wird die Bundesregierung eine Initiative 
ergreifen, um diese Lücke zu schließen? 

Zur Ergänzung der bereits bestehenden Vorschrif-
ten über die Bereitstellung von Hilfskrankenhäusern, 
über die Anlegung von Sanitätsmittelvorräten so-
wie über das Sanitätswesen im Gesetz über den 
Zivilschutz und im Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes wird gegenwärtig im Bundes-
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit ei- 
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ne gesetzliche Regelung vorbereitet, die die erfor-
derliche gesundheitliche Versorgung und den Schutz 
vor gesundheitlichen Gefahren der Bevölkerung und 
der Streitkräfte im Verteidigungsfall gewährleisten 
und vorhandene Lücken schließen soll. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Neuhaus (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1573 Frage A 27): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in der Fruchtsaft

-

Verordnung und Fruchtnektar-Verordnung enthaltene Über-
gangsfrist (30. November 1978) so kurz bemessen ist, daß es bei 
den Herstellern von Fruchtsäften zu erheblichen Schwierigkeiten 
bei der Umstellung und Deklaration ihrer Produkte kommt, und 
ist die Bundesregierung bereit, die in den Verordnungen ent-
haltene Übergangsfrist unverzüglich angemessen zu verlängern 
oder bei der EG-Kommission auf Fristverlängerung zu drängen? 

Die Übergangsfristen in der Fruchtsaft-Verord-
nung und in der Verordnung über Fruchtnektar und 
Fruchtsirup berücksichtigen die in der Richtlinie des 
Rates vom 17. November 1975 über Fruchtsäfte und 
einige gleichartige Erzeugnisse festgelegten gemein-
schaftsrechtlichen Bestimmungen, von denen nicht 
abgewichen werden kann. Die Bundesregierung ist 
jedoch darüber informiert, daß der Europäische Ver-

band der Fruchtsafthersteller bei der EG-Kommis-
sion auf Schwierigkeiten in einigen Mitgliedstaaten 
hingewiesen hat, die eine Verlängerung der Über-
gangsfristen in der Fruchtsaft-Richtlinie erforderlich 
machten, und daß die EG-Kommission in dieser An-
gelegenheit die Mitgliedstaaten befragen wird. Die 
Bundesregierung wird sich dabei einem Vorschlag 
der Kommission für eine angemessene Fristverlän-
gerung in der Fruchtsaft-Richtlinie nicht widersetzen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Langguth (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1573 Frage A 30) : 

Sieht die Bundesregierung eine Jugendorganisation nach § 9 
des Jugendwohlfahrtsgesetzes als förderungswürdig an, wenn 
sich die Delegierten dieser Organisation weigern, die Worte 
„nach Möglichkeit" in einer Beschlußvorlage u. a. mit dem 
Text „Dabei ist es sehr entscheidend, für den Erhalt bestehen-
der demokratischer Rechte zu kämpfen bzw. deren Ausweitung, 
um nach Möglichkeit ohne Anwendung von Gewalt die Gesell-
schaft in Richtung Sozialismus umzugestalten", zu streichen? 

Die Bundesregierung kann die Förderungswürdig-
keit einer Jugendorganisation nach § 9 JWG nicht 
auf Grund eines aus dem Zusammenhang gerissenen 
Zitatbruchstückes beurteilen. 
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